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I. Verordnungen nnd Entscheidungen.
i.

Wasserrechtliche Concessionen znr Anlage von
Elektricitätswerken für Bergbanzwecke.

Erlass der k. k. n .-ö. Statthallerei vom 12 . December 1900,

Z . 104373 (M .-Z . 128562/XV ) :
Mit dem Erlasse des k. k. Ackerbauministeriums vom 10 . März 1899,

Z . 12185 ex 1898 lintimicrt mit dem hierortigen Erlasse vom 31 . März 1899,
Z . 25230 ) , wurden jene Momente bckanntgegeben , welche seitens der zuständigen
Behörden bei der Entscheidung Uber Gesuche um Verleihung von Wasser-
benütznngsrechten und Bewilligung von Wasseranlagcn znr Erzeugung und
Weilerleitung elektrischer Kraft zu beachten sind, und wurde insbesondere aus¬
gesprochen , dass derartige Wasserbenützungs -Concessionen nur auf eine be¬
stimmte Zeitdauer zu ertheilen sind , welche über 40 Jahre keinesfalls hinans-
zugehen hat.

Unter voller Anfrechthaltung aller in diesem Erlass : enthaltenen Normen
bat sich das Ackerbauministerium Wut Erlass vom 28 . October I960 , Z . 27790,
bestimmt gefunden , anlässlich der vorgekommenen Frage , welche Fristbestimmung
bei Verleihung wasserrechtlicher Concessionen znr Anlage von Elektricitätswerken,
die ausschließlich oder doch vornehmlich den Zwecken des Bergbaues dienen
sollen , zu treffen sei, zu eröffnen , dass in solchen, auf das Vorhandensein dieser
Zweckbestimmung sorgfältig zu prüfenden Fällen , wenn die übrigen Voraus¬
setzungen zur Verleihung der angestrebten Bewilligung zutreffen , die principiell
festzuhaltende zeitliche Beschränkung nicht mit einer bestimmten Anzahl von
Jahren auszudrücken ist, sondern dass derartige Concessionen auf die Dauer
des betreffenden Bergbaues , beziehungsweise der in Betracht kommenden
Betriebsabtheilung zu ertheilen sind.

Hievon werden alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Niederösterreich,
der Wiener Magistrat und der Stadtrath in Waidhofen an der Mbs behufs
Danachachtung in Kenntnis gesetzt.

2 .
Benützung der k. k. Neichsstraßen für die Anlage

nnd den Betrieb der städtischen Straßenbahnen.

Rediiiguiige » ,
unter denen die Benützung der Neichsstraßen für die Anlagen

jener elektrisch zu betreibenden Bahnlinien zngestanden wird , welche
der Gcnieindevertretüiig der k. k. Neichshaupt - und Residenzstadt
Wien mit dem Erlasse des k. k. Eisenbahnministeriums vom
24 . März 1899 , Z . I3I8I , R .-G .-Bl . Nr . 58 ex 1899 , con-

cessioniert worden sind.

Bckanntgegeben mit Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom
16 . December 1900 , Z . 105220 (M .-Z . 130551/V ) .

4 . Allgemeine Bestimmungen.
1.

Durch die Anlage der Bahn darf der Straßenverkehr nicht gestört , der
Bestand der Straße nicht ' gefährdet nnd die Erhaltung derselben in keiner
Weise beeinträchtigt werden . Die Straßenbenützungs -Bedingungen sind demnach
immer in dem Sinne aufzufaffen , dass obige » grundsätzlichen Bestimmungen
Rechnung getragen erscheint.

2.
Für die Benutzung der Neichsstraßen ist kein Entgelt zu entrichten,

jedoch darf hieraus kein Servitutsrecht abgeleitet werden , und muss der
Staatsverwaltung das volle Verfügungsrecht über den Straßengrund gewahrt
bleiben.

3.

Die Gemeinde hat die Kosten aller durch die Bahnanlage an den Neichs-
straßen und ihren Kunstbauten nothwendig werdenden Arbeite » zu tragen nnd
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die Durchführung derselben im allgemeinen selbst zu besorgen ; doch steht es
der Straßenverwaltung frei , die Durchführung einzelner Herstellungen sich
vorznbehallen . .

In letzterem Falle hat die Vergebung der Arbeiten m der bei Staats¬
banken üblichen Weise zu erfolgen , wogegen die Gemeinde die sich hieraus
ergebenden Kosten nach Feststellung ihrer Zahlungspflicht ohne Bemängelung
der Preisansätze an die Straßenverwaltnng zu ersetzen hat.

4.

Die Verpflichtung der Gemeinde zur Erhaltung aller durch die Bahn-
anlaqe tbatsächlich benützten Straßentheile richtet sich nach den Bestimmungen
des am 28 . Oktober 1899 zwischen der Gemeinde und der Bau - und Be-
lriebs -Gesellschaft für städtische Straßenbahnen abgeschlossenen , in einem
Abdrucke angeschlossenen Bau - und Betriebs -Vertrages , indem ersterer nicht
weitergehende Verpflichtungen auferlegt werden,r als die Bau - und Betriebs-
Gesellschaft ihr gegenüber nach diesen Bestimmungen übernommen hat.

Desgleichen obliegen der Gemeinde die Kosten dcr durch die Bahnanlage
bedingten Neeonstriiction der Straße und jene Mehrkosten , welche eben durch
diese Benützung der Neichsstraße sür die Straßenerhaltnng veranlasst werden.
Auch hat die Gemeinde die ans Anlass des Bahnbanes im Straßenlörper
neu zuwachsendcn Bauobjecte in Hinkunft instand zu erhalten.

Dagegen gilt für alle aus Anlass des Bahnbanes nothwendig werdenden
Reconstructionen außerhalb der nach dem ersten Absätze dieses Punktes 4
zu bestimmenden Geleisezone , sowie für bloße Versetzungen und Ver¬
legungen von Bauobjecten die Bestimmung , dass die Gemeinde für die
ordnungsmäßige Vollendung dcr betreffenden Arbeiten innerhalb eines Jahres
vom Tage der cinvernehmlich zwischen der Gemeinde und dcr Neichsstraßen¬
verwaltung erfolgten Constatierung derselben die Haftpflicht zu tragen hat.

5.

Bei den von der Gemeinde durchgeführten Arbeiten hat dieselbe für alle
Maßregeln zur Aufrechterhaltuiig des Straßenverkehres , dann sür die Be¬
wachung und Beleuchtung dcr Baustellen zur Nachtzeit , Abschrankung rc . auf
ihre Kosten und unter eigener Berantwortnng Vorsorge zn treffen und dahin
zu wirken , dass die Fahrbahn nicht durch die Ablagerung von Baumaterialien
verengt und dass das zur Wiederverwendung nicht benöthigte , etwa aus den
Banketten abgelagerte Material rasch entfernt werde.

6.
Die Gemeinde Wien ist für alle Schäden , welche aus Anlass des Baues

oder Bestandes der Bahn an den Reichsstraßen und ihren Objecten , sowie
anrechtmäßig vorhandenen fremden  Objecten entstehen , haftbar und ver¬
pflichtet , die erfordcilichen Ausbesserungen sobald als möglich durchznftthren.

Um jedoch dcr Gemeinde den allfälligen Gegenbeweis gegen diese Haft¬
pflicht zn ermögliche » , wird die Reichsstraßenverwaltung die Gemeinde Wien
von dem Eintritte eines solchen Schadens sofort in Kenntnis setzen, worauf
es der letzteren srcisteht , womöglich noch vor Inangriffnahme der Reparatur-
arbeiten , jedenfalls aber noch während der Dauer derselben , einvernehmlich
mit den Organen der Neichsstraßenverwaltung die Ursache des entstandenen
Schadens im commissioncllei , Wege zn ermitteln . Sollte bei dieser com-
missionellen Erhebung ein Einverständnis über die Schadensursache nicht
erzielt werden , so obliegt der Gemeinde die Führung eines Gegenbeweises
gegen die von der Straßenverwaltung behauptete Schadensursache . In allen
Fällen kann aber die Gemeinde sofort nach Mitthcilung des Schadens-
eiiilrittes bei dem zuständigen Gerichte um die Beweisaufnahme im Sinne
der ZZ 384 bis 389 , der Civilprocessordnung vom 1 . Anglist 1895 , R .-G .-Bl.
Nr . 113 , ansnchen.

Der Gemeinde steht dagegen kein Recht auf Ersatzforderung der Straßen¬
verwaltung gegenüber zu , wenn durch Gebrechen an Straßenobjectcn oder ans
anderen Ursachen , oder selbst durch Verschulden von Straßenorginen , Schäden
an der Bahn und ihren Thcilen entstehen . Zur Auffindung der Schuld-
tragenden wird die Straßenverwaltnng beitragen.

7.

Dcr Gemeinde Wien obliegt ferner die Schneeschaililiing , Kothabränlnnng
und sonstige Säuberung innerhalb der Geleisczone , sowie die Reinhaltung der
anlässlich der Bahnanlage hergestellten Rinnsale , Mulden , Rohre und sonstiger
Wasserabzugsvorrichtungen.

Die von den Arbeitern der Gemeinde abgezogenen Staub - , Koth - und
Schneemassen dürfen auf der Straßenfahrbahn nicht deponiert werden und
sind aus Gemeindekoste » rasch zu verführen.

8.

Zur Straße gehörige Lagerplätze für Schotter , Koth , Schnee , Bau¬
materialien u . s. w ., welche durch die Anlage der Bahn unbenützbar werden,
sind durch andere , gleichwertige Depotflächen zu ersetzen . Falls dies un-
möglich wäre , hat die Gemeinde für die Erhöhung der Transportkosten Ersatz
zu leisten.

9.

Die von der Bahn benützten Straßentheile bleiben für den allgemeinen
Verkehr offen , ohne dass der Gemeinde aus diesem Titel irgend ein Ent¬
schädigungsanspruch zustände.

Sollte aiis Anlass einer Verbreiterung oder sonstiger Umgestaltung der
Straße oder ihrer Objecte , beziehungsweise ans Anlass des Neubaues oder
der Reparatur derselben , die zeitweilige Einstellung des Betriebes oder die
Verlegung der Bahngeleise nothwendig werden , so hat die Gemeinde diese

Vorkehrungen ohne Anspruch auf Entschädigung zn treffen und auch die
allenfalls erforderlichen Versicherungen der Bahnanlage nnh ihrer Theile ans
ihre Kosten vorzunehmen.

11.

Für den Fall der Auflassung des Betriebes der Bahn hat die Gemeinde
ebenfalls ohne Anspruch auf Entschädigung die anlässlich des Bahnbanes
vorgekommenen Umhauten , Verbreiterungen , Grabenüberbrücknngen u . s. w.
nach Maßgabe des Verlangens der Straßenverwaltnng in gutem Zustande an
diese zu übergeben , sonst aber alle dem besonderen Zwecke der Bahn dienenden
Vorrichtungen zu entfernen und überhaupt de» allen Zustand wieder her-
znstellen.

12.
Die Einhaltung der Straßenbenützungsbcdiugnngen wird durch die

beeideten Straßenverwaltungsorgane überwacht . Es steht aber der Gemeinde
frei , den Nachweis zu erbringen , dass die durch diese Organe festgestellten
Thatumstände und Thatsachen auf unrichtigen Wehrnehmungen oder irrthüm-
lichen Voraussetzungen Hernhen.

13.

Die normalen Neisegebüren der Staatsorgane , welche infolge des Baues,
beziehungsweise Bestandes der Bahn für nothwendige Commissioniernngen
und Erhebungen auflanfen , hat die Gemeinde Wien zu tragen und innerhalb
acht Tagen nach Erhalt der amtlichen Aufforderung zu berichtigeil.

14.

Mit Rücksicht auf die Nothwendigkeit der fortlaufenden Control e sind
den Aussichts - und Warteorgancn der Reichsstraßen acht auf Namen lautende
Dienstkarten sür die freie Fahrt auf sämmtlichen Linien der städtischen
Straßenbahnen zur Verfügung zn stellen.

15.

Wenn auf einer über eine Neichsstraße führenden Straßenbahnlinie
oder auf einer entsprechenden Anschlussstrecke von Seite der Gemeinde ein
Güterverkehr für ihre öffentlichen Zwecke eingeführt werden sollte , wird die
Gemeinde über Wunsch der Straßenverwaltiing auf dieser für den Güter¬
verkehr bereits in Anspruch genommenen Bahnstrecke , und falls dies nur eine
Anfchlufsstrecke an eine Reichsstraßenlinie sein sollte , auch auf letzterer die
Einführung des Güterverkehres für die öffentlichen Zwecke der Neichsstraßen-
Verwaltung veranlassen . Die näheren Bestimmungen bleiben jedoch einem für
diesen Fall zwischen der Gemeinde Wien und dcr Neichsstraßenverwaltung
abznschließenden besonderen Übereinkommen Vorbehalte » . Grundsätzlich wird
aber schon jetzt festgestellt , dass durch die Einrichtung eines Güterverkehres zn
Gunsten der Neichsstraßenverwaltung die Inanspruchnahme der Bahuanlage
zur fahrplanmäßigen Abwicklung des Personenverkehres nicht behindert
werden darf , und dass das von der Reichsstraßenverwaltnng für di - Be¬
sorgung des Güterverkehres zu leistende Entgelt analog den einschlägigen
Bestimmungen des Z 19 des zwischen der Gemeinde Wien und der Bau - und
Betriebs -Gesellschaft für städtische Straßenbahnen abgeschloffenen Ban - und
Betriebsvertrages festznsetzen sein wird.

16.

Diese Straßenbenütznngsbedingungen gelten bei einer von der Gemeinde
vorznnehmenden Verpachtung des Betriebes an eine Unternehmung auch sür
letztere ; bei ganzer oder theilweiscr Übertragung der Concession an dritte
Personen bleibt die Festsetzung der für diese geltenden Straße,lbenützungs-
bedingungen der k. k. Reichsstraßenverwaltniig Vorbehalten.

k . Besondere Bedingungen.
17.

Die Geleise sind in verbauten Streck -n derart zn führen , dass deren
Entfernung von den Gehwegen behufs Ermöglichung einer Zufahrt zu den
Häusern in der Regel nicht weniger als 2 '5 m betrage , doch bleibt die end-
giltige Bestimmung derselben in jedem einzelnen Falle der volitischen Be¬
gehung Vorbehalten und kann im Bedarfsfälle bis auf 0 60 in hernnter-
gegangen werden . Dort , wo gegenwärtig schon zweispurige Tramwaygeleise
bestehen , wird im allgemeinen gegen das Beibehalten der bisherigen Trace
nichts eingcwendet.

18.

Stockgeleise und Ausweichen sind links sin der Fahrtrichtung ) vom
Hanptgeleise anzulegen . Auch allfällige Weichenstellvorrichturigen , sowie die
für die Oberleitung nvthwendigen Säulen sind außer der Fahrbahn an-

zubringen . ^

Die Oberleitungen sür den elektrischen Strom sind mindestens 5 5 m
ober der Fahrbahn zu führen und so zu versichern , dass jede Gefahr , ins¬
besondere durch das Reißen der Drähte , vermieden werde.

Für die Herstellung unterirdischer Leitungen wird die Festsetzung der
Bedingungen nach Bekanntgabe des Systems Vorbehalten.

20.
Die Bahnschienen find immer so zn legen , dass deren Oberkante mit

der Straßenfläche zusammenfäll '. ..
Sollte , um dies zu erreichen , aus bahntechnischen Gründen eine Änderung

des Straßenniveaus nothwendig werden , so fallen die Kosten selbstverständlich
der Gemeinde zur Last.
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21.

Der Ablauf des Wassers von der Straße darf durch die Bahuanlage
nicht gehindert werden. 22.

Die Geleisezone muss durchaus ein neues Granitwürfelpflaster erhalten.
Dort , wo ein solches schon bestanden hat , kann das brauchbare alte Materiale
wieder verwendet werden , und ist nur das minderwertige durch neues von
derselben Herkunft zu ersetzen ; in jenen Theilen , in denen noch keine
Pflasterung vorhanden ist, bleibt die Wahl des Materiales der Slraßen-
verwaltung freigestellt . Sollte später die benachbarte Neichsstraßenfahrbahn
eine Decke besserer Qualität als die für die Geleisezone vorgeschriebene
erhalten , dann ist die Gemeinde verpflichtet , die correspondierende Umge¬
staltung in der ihr zur Herstellung und Erhaltung zngewiesenen Fläche vor¬
zunehmen.

Die Verbindung zwischen der Gelcisezone und der übrigen Fahrbahn ist
in zweckmäßiger Weise zu bewerkstelligen und aufrecht zu erhalten.

23.

Bei etwaigen Reconstructionen der Reichsstraßenobjecte sind die vor¬
handenen Lichtmaße einzuhalten.

Eine Verstärkung der Brücken ist vorzunehmen , wenn ungetheilte Lasten
von mehr als 7 3 t über dieselben befördert werden sollen.

24.
Sollte infolge der Herstellung der Bahn die Beseitigung von Rad¬

abweisern nothwendig werden , bleiben dieselben Eigenthnm des Straßenärars
und sind auf Kosten der Gemeinde Wien zu entfernen und auf die von der
Straßenverwaltung zu bezeichnenden Depotplätze zu verführen.

25.

Die bestehenden Alleebäume sind bei der Tracenführung möglichst zu
schonen . Ist deren Beseitigung jedoch nicht zu vermeiden , dann sind dieselben
nmzupflanzen oder durch neue zu ersetzen.

Für das Gedeihen solcher Alleebäume ist ein Jahr , vom Tage der Setzung
an gerechnet , welche der Ncichsstraßcnverwaltung acht Tage vorher anzuzeigeu
ist, zu haften.

26.

Auf Grund der Ergebnisse der politischen Begehung und nach Einsicht
' in die laut Puult 27 vorznlegenden Pläne wird eventuell eine Ergänzung der
besonderen Bedingungen erfolgen.

DurchsUhmllgs-Bcstimmlingen.
27.

Die Gemeinde Wien ist verpflichtet , für alle bei dem Baue zur Durch¬
führung kommenden Slraßenbenützungsanlagen und während des Bestandes
für alle Änderungen derselben die Zustimmung der Straßenadministration im
Wege der mit der unmittelbaren Verwaltung betrauten Stellen , gegenwärtig
für die Linzer , und Pressbnrger Rcichsstraße der Baubezirk Wien , für die
Triester » und Ödenburgerstraße die Bezirkshanptmannschaft Wr .-Neustadt , ein¬
zuholen . Einem solchen Ansuchen sind anzuschließen:

I . Die Pläne jener Neichsstraßentheile , welche in Anspruch genommen
würden , unter Angabe der beabsichtigten Herstellungen , und zwar:

a ) Lagevläae im Maßstabe von 1 : 1000;
ii) Detaillängenprofile im Maßstabe von 1 : 2000 für die Längen und 1 : 200

für die Höhe;
e) die maßgebenden Querprofile im Maßstabe von 1 : 200;
ä ) Detailpläne für die bestehenden , beziehungsweise beabsichtigten Kunst¬

bauten , ausgesertigt und bezüglich ihrer Tragfähigkeit belegt nach § 2
der Verordnung des Ministeriums des Innern vom 3 . December 1892,
Z . 21817 . respective des Handelsministeriums vom 15 . September 1887,
N .-G .-Bl . Nr . 109 , und vom 29 . Jänner 1892 , R .-G .-BI . Nr . 28.
II . Detailpläne des Oberbaues , der Signale und Stromführungs-

vorrichtungcn.
III . Eine generelle Zeichnung der Wagentypen , beziehungsweise die An¬

gabe des in Anspruch genommenen Lichtraumes.
IV . Ein erläuternder technischer Bericht.
Die Behelfe sind in dreifacher Ausfertigung vorznlegen , und zwar ein

Exemplar für die Statthalterei , eines für die unmittelbare Verwaltungsstelle
und eines , um nach Genehmigung an die Gemeinde rückgeleitet zu werden.

28.

Die Durchführung der Arbeiten muss einvernehmlich mit der Straßen-
verwaltnng stattfinden , und ist der Beginn acht Tage vorher bei der unmittel¬
baren Straßenverwaltungsstelle anzuzeigeu . Sollte eine derartige Mittheilung
wegen besonderer Dringlichkeit der Herstellung nicht unter Einhaltung des
obigen TermineS erfolgen können , dann ist dies wenigstens so rasch als thunlich
zu erstatten (eventuell telegraphisch ), damit eine Controle der Arbeiten nicht
unmöglich werde.

29.

Bevor die anlässlich des Bahubaues mit Benützung der Straße her¬
gestellten Anlagen , beziehungsweise die während des Bahnbestandes an den¬
selben vorgenommenen Änderungen für Bahnzwecke in Verwendung genommen
werden , müssen selbe durch die Straßenverwaltung überprüft werden.

Die Gemeinde hat rechtzeitig um die Vornahme dieser Überprüfung an-
zusuchen.

30.

Den Anforderungen der unmittelbaren Straßenverwaltung hat die Ge¬
meinde , insofern sie deren Berechtigung nicht anficht , thnnlichst rasch zu ent¬
sprechen.

Solche Arbeiten , welche in der au die Gemeinde gerichteten Aufforderung
als dringlich bezeichnet worden sind , deren Durchführung die Gemeinde jedoch
verweigert oder nicht zu den bestimmten Terminen beginnt , respective nicht
entsprechend fortführt , werden von der Straßenverwaltung nach dem im
Punkte 3 vorbehaltenen Rechte gegen Nückersatz der Kosten durchgesührt.

Die Gemeinde kann in einem derartigen Falle wohl die Verpflichtung
als solche bestreiten , hat aber nicht das Recht , die Höhe der Kosten anzufechten.

31.

Beschwerden gegen die Verfügungen der unmittelbaren Straßeuver-
waltungsstelle sind binnen 14 Tagen vom Empfangstermine an gerechnet , bei
diesen Stellen einznbriugen und werden nach dem Gesetze vom 31 . December
1894 , R .- G .-Bl . Nr . 2 er 1895 , Artikel XIV , Absatz 3 , zu behandeln sein.

Wien , am 16 . December 1900.
Für den k. k. Statthalter:

Kutscher « m. x.

Ä»ha»g.
Der in den vorstehenden „Bedingungen " bezogene Bau - und Betriebs-

Vertrag vom 28 . Oktober 1899 enthält folgende hieher gehörige Bestimmungen:

Z 6.
Pflasterungen und Straßenherstellungen.

Die Pflasterungen und Straßenherstellnugen bei Geleiselegungen ans in
öffentlicher Verwaltung stehenden Straßen werden nach folgenden Grundsätzen
bewiikt:

a) Bei Umwandlung bestehender Bahnstrecken für den elektrischen Betrieb.
Die etwa nothwendig werdenden Veränderungen am Pflasterbestande

beziehungsweise am Straßenkörper nimmt die Gesellschaft auf eigene Kosten
vor . Derzeit nicht gepflasterte Straßen müssen , wenn es die Gemeinde verlangt,
in der Geleisezone gepflastert werden . Die Art des Pflastermateriales , welches
für die Geleise und die angrenzende Straßenfahrbahn wenn möglich das gleiche
sein muss , bestimmt , wenn die Straße in der Verwaltung der Gemeinde steht,
die letztere.

b ) Bei Neuanlage von Bahnstrecken.
Auf sämmtlichen Bahnstrecken , welche in uugepflasterten Straßen liegen,

ist die Geleisezone über Verlangen der Gemeinde mit jenem Material nach An¬
ordnung des Stadtbauamtes auszupflastern , welches die Gemeinde bestimmen wird.
Bahnstrecken in bereits gepflasterten Straßen sind mit dem gleichen Pflaster-
material , wie es die Straße anfweist und unter Weiterverwenduug der vor¬
handenen Pflastersteine , soweit dies das Stadtbanamt für zulässig befindet , in
der Geleisezone nach Anordnung des genannten Amtes auszupflastern . Nicht
mehr verwendbares altes Pflastermaterial ist dabei durch neues zu ersetzen;
das Altmateriale verbleibt der Gesellschaft.

Wird bei der Nenanlage einer Bahnstrecke nach dem Ermessen der Ge¬
meinde eine Regulierung der Höhenlage der Straße nothwendig , so trägt die
Gesellschaft die Kosten der Abänderung des Straßenunterbaues innerhalb der
Geleisezone.

Zu a. und b . Die Gemeinde wird in beiden Fällen unter s und 1>,
wenn sie dies für zweckdienlich erachtet , das zur Auspflasterung der Geleise
in bisher nicht gepflasterten Straßen erforderliche Pflastermaterial im Wege
öffentlicher Ausschreibung oder aus ihren Vorräthen beschaffen und der Gesell¬
schaft zu den Selbstkosten , das heißt zu den Herstellungskosten einschließlich der
Fracht - und Manipulationsspesen , zur Verfügung stellen.

Die Gelcisezone wird bei eingeleisigen Strecken mit 2 53 m, bei ge¬
koppelten Doppelgeleisen mit 5 06 m und bei sonstigen Doppelgeleisen je mit
2 ' 53 m bestimmt.

8 17.
Verlegung der Geleise bei Veränderungen in der Führung oder

in der Höhenlage der Straßen.

Die von der Gemeinde beschlossenen Veränderungen in der Führung
oder in der Höhenlage der Straßen dürfen durch den Bestand der Geleise
nicht aufgehalten oder behindert werden . Zu diesem Zwecke hat die Gesellschaft
die erforderlichen Geleisevcrlegnngen und Umpflasterungen nach den Angaben
des Stadlbauamtes auf ihre Kosten vorznnehmen.

8 18.
Streckenerhaltung und Reinigung.

Die Gesellschaft hat in den gegenwärtigen oder künftigen , in öffentlicher
Verwaltung stehenden gepflasterten Straßen die Pflastersteinreihen beiderseits
jeder Schiene , sowie deren Unlerbettung unter Beistellnng der erforderlichen
Steine in gutem Zustande zu erhalten und die zu diesem Zwecke erforderlichen
Pflasterungsarbeiten auch an den anstoßenden Steinen auf ihre Kosten zu
bewirken.

In macadamisierten oder mit einem anderen als Steinpflaster ver¬
sehenen Straßen obliegt der Gesellschaft die Erhaltung einschließlich der Bei¬
stellung der erforderlichen Materialien auf je 30 cm Breite beiderseits jeder
Schiene.

Bei Umpflasterungen der Geleisezonen trägt die Gesellschaft die Kosten
der Pflasterungsarbeiten für die je 30 em breiten Streifen beiderseits jeder
Schiene.
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Das bei der Pflastererhaltnng seitens der Gesellschaft verbleibende Alt¬
materiale gehört der Gesellschaft , soweit es die vorerwähnten , an den Schienen
liegenden Streifen betrifst.

Alle Pflasterungen , welche aus Anlass der Geleiseerhaltung von der
Gesellschaft vorgenommen werden , erfolgen ans deren alleinige Kosten.

Die Gesellschaft hat sich diesfalls allen ihr von Seite der Gemeinde
znkommenden Weisungen bezüglich der erforderlichen Ausbesserungen zu fügen
und die aufgetragenen Arbeiten ohne Aufschub zu vollziehen , widrigenfalls
die Gemeinde berechtigt ist, diese Arbeiten auf Gefahr und Kosten der Gesell¬
schaft selbst Herstellen zu lasse» . Letzteres gilt auch bei Gefahr im Verzüge.

Die Gesellschaft besorgt längs der Bahnlinien die Reinigung der Straßen¬
fahrbahn von Schnee , und zwar von Rmnsal zu Rinnsal der Fahrbahn , in
welcher die Geleise liegen . Sie hat den Schnee zur Abfuhr nach den Weisungen
des Stadtbauamtes anzuhänfen . Dagegen besorgt die Gemeinde die Abfuhr
des Schnees und übernimmt die sonstige Straßenreinigung und Bespritzung
auf ihre Kosten.

Die Reinigung der Schienenrillen hat die Gesellschaft ans ihre Kosten
zu besorgen , wobei jede Verunreinigung der Straße bei sonstiger Vertrags¬
strafe zu vermeiden ist.

Das Einstreuen von Salz in die Schienenrillen hat durch entsprechende
Vorrichtungen und nur in dem unbedingt nothwendigen Maße stattzufindcn.

8 19.
Benützung der Bahn für öffentliche Zwecke der Gemeinde.

Sollte die Gemeinde die Benützung der Bahnlinien zur Beförderung
von Leichen oder zu anderen öffentlichen Zwecken der Gemeinde , z . B . zur
Abfuhr von Kehricht oder Schnee , zum Transporte des lebenden Schlacht¬
viehes vom Central -Viehmarkte in St . Marx zu den Schlachthäusern u . s. w .,
beabsichtigen , so ist die Gesellschaft verpflichtet , die dazu erforderlichen Vor¬
kehrungen zu treffen , die nöihigen Anlagen (Stockgelcise , Weichen re.) herzn-
stellen , sowie den Betrieb selbst zu übernehmen.

Für diesen Fall ist zwischen der Gemeinde und der Gesellschaft ein be¬
sonderes Übereinkommen über das zu leistende Entgelt derart zu treffen , dass
der letzteren außer der Verzinsung der zu obigem Zwecke erforderlichen An-
schafsungs - und Anlagekosten mit jährlich Bier von Hundert noch ein Nutzen
von Vier von Hundert jährlich verbleibt.

Sollte die Gemeinde einen derartigen Betrieb selbst durchführen wollen,
so müssen ihr die bestehenden Geleise für solche Zwecke unentgeltlich zur Mit¬
benützung überlassen werden . Es darf jedoch hiedurch der fahrplanmäßige
Bahnbetrieb der Gesellschaft nicht beeinträchtigt werden.

(Vgl . Amtsblatt Nr . 34 sx 1899 , „ Gesetze re . IV ", 25 , paZ . 29 )

Gifthändler Verzeichnis.
Erlass der k. k. n.-ö. Statthalters vom 27. Februar 1901,

Z. 16882 (M .-Z. 1857/VIII ) :
Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 13 Februar 1901,

Z . 4911 , ist das in der Ministerial -Berordnnng vom 2 Jänner 1880,
9k. G . Bl . Nr . 10 , erwähnte Verzeichnis der auf Grund der Gewerbeordnung
zum Absätze von Gift berechtigten G .uverbsleute nach dem Stande vom
31 . October 1900 im Berlage der k. k. Hof - und Staatsdrnckerei bereits
erschienen.

Der Bezugspreis des Verzeichnisses wurde mit 80 Ii festgesetzt.
Mit Beziehung auf den b. ä . Erlass vom 14 . März 1900 . Z . 21937,

wird dem Wiener Magistrate aufgetragen , auch weiterhin strengstens darüber
zu wachen , dass jeder zum Absätze von Gift berechtigte Gewerbsmaun mit
dein jeweilig neuesten Verzeichnisse versehen sei.

Weiters wird der Magistrat aufgefordert , die Namen der in Wien
etablierten , zum Giftvcrkehre berechtigten Gewerbetreibenden und die Betriebs¬
orte im dortigen Amtsblattc zur öffentlichen Kenntnis zu bringen.

Schließlich wird der Magistrat daran erinnert , dass der für das Jahr
1901 zu erstattende Bericht mit den diesbezüglichen Vorlagen zuverläsSliy bis
5 . November 1901 vorzulegen ist.

» *
*

Verzeichnis
der zum Absätze von Giften berechtigten Gewerbsleute in

Name des zum Giftverkaufe
concessionierten Gcwerbs-

mannes

Standort
Beschäftigung desselben des

Gewerbes

Alder Marie
(Geschäftsleiter Josef

Pillcr)

Gemischtwarenhändlerin u . !V . Bezirk und
Erzeugerin chemischer Producte X . Bezirk

Baicr Robert
(Firma : Felix Nenmann)

Bcitis Heinrich Benjamin

Händler mit photographischen . ^ .
Bedarfsartikeln ! ^ ^ z>rr

Handel und Verschleiß von . „ > ,
chemische» Prodncten u . Giften ! ' 1

Name des zum Giftverkaufe
concessionierten Gcwerbs-

mannes
Beschäftigung desselben

Standort
des

Gewerbes

Vockschütz Joses
Verschleiß von Materialwaren,!

Droguen , Chemikalien , Ver - ! IX . Bezirk
bandstoffcn , Parfüms » . Giften

Boitdy Emil Gifthändler VII . Bezirk

Braun Engen
(Firma : Pctzold u . Süß)

Matcrialwarenhändler

Brestowsky August
niaZ . xkarm. Giftverschleiß

Brosche Franz Xav.
und Sohn

(Geschäftsführer
Friedrich Brosche)

Verschleißer von Giften

Dum Julius
Ludwig

lkhmann Leo
(Firma : W . I . Nohrbecks

Nachfolger)

Ehsank v . Marienscls
Moriz

Feßler Maximilian

Verschleißer von Giften,
chemischen Prodncten und Be¬
darfsartikeln für Galvaniseure

I . Bezirk

I . Bezirk

III . Bezirk

Händler mit physikalischen und
chemischen Geräthschaften

Verschleißer von Droguen und
Chemikalien

Händler mit chemischen und
pharmacentischen Präparaten

und Giften

XVI . Bezirk

I . Bezirk

V. Bezirk

III . Bezirk

Dr . Förster Karl
und Max Hlawatschck

Franke Karl

Friedländcr Benno

Verschleiß von Giften IV . Bezirk

Händler mit pharmacentischen
Geräthschaften

Erzeuger von Zugehörartikeln
für Schleifer und Galvaniseure

Fritz Gustav und Richard
(Firma : G . L R . Fritz) Materialwarenhändler

I . Bezirk

IV . Bezirk

I . Bezirk

Fritz Victor
(Firma : Gebrüder Fritz)

Gaschler Josef
Ganmannmiillcr Anton

(Firma : Krenn L
Gaumannmüller)

Matcrialwarenhändler

Giftverschlciß

Matcrialwarenhändler

Gehe Robert

Gstöttner Johann

Gtliicsch Gustav

Heiner Georg
(Firma : Dr . I . Schorm)

Hell Gustav
(verantwortl . Geschäftsleitcr

W . Winkelmann)

Gifthändler

I . Bezirk

XVIII . Bezirk

IV . Bezirk

III . Bezirk

Gcmischtwarenhändlcr V . Bezirk

Materialwarenhändler

Droguist und Gifthändler

Giftverschleiß

Heß Joses Julius Erzeuger chemischer Producte

Hlawaczek Max
(Firma : Lenorr und Förster)

Inhaber eines chemisch-physika¬
lischen Institutes

IX . Bezirk

VI . Bezirk

I . Bezirk

X V. Bezirk

IV . Bezirk

Hofmann Alfred Verschleiß von Giften u . phar - B « i,-k
maceutischen Präparaten ^ ziri

Falsch Ignaz Gemischtwaren -Verschleißer

Jelinek Isidor
Dr . Kopp Eduard , Ritter v.

(Firma : Strubecker und
Holubcrs Nachfolger)

Verschleißer von Giften

Matcrialwarenhändler,
Verschleißer von Giften

VI . Bezirk

II . Bezirk

I . Bezirk

Kratzer Franz
Spezerei -, Material - und

Farbwarenhändlcr VII . Bezirk
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Name dcS zum Giftvcrkaufe
concessionierten Gewerbs-

maunes
Beschäftigung desselben

Standort
des

Gewerbes

KrziwancI Karl
(verantwortlicher Geschäfts¬

leiter Franz Exner)

Kühle Fritz

Händler mit photographischen ! g- .. . !
Beoarssartileln

Händler mit photographischen
Bedarfsartikeln VI . Bezirk

Lambrecht Wilhelm Heinrich
Verschleißer von Abzugbildern,

Gemischtwarenhändler und ^ III . Bezirk
Ölfarben -Erzeuger

Lebert Anton Materialwarenhändler

Lesch Karl
Verschleiß von Gilten und
Arznei -Präparaten , Erzeugung

von Gelatinekapseln

Mcdingcr Emil
«Firma : Medinger L Söhne) Spezereiwarenhändler

V . Bezirk

XVIII . Bezirk!

IV . Bezirk

Miller l>. Aichholz Vincenz
(Firma : I . M . Miller

L Comp .)

Moll August z' nn.

Naumann Rudolf
(Firma : Naumann

<d Orilieb)

Nenber Wilhelm

Neugebaner Leopold

Orator Franz

Pawlikowsky Henriette

Pensens Walther
(Firma : Josef Hnß ' Nach¬

folger)

Pfanhanscr Wilhelm

Material -, Colonial - und
Spezereiwarenhändler III . Bezirk

Materialwarenhändler und
Apotheker

I . Bezirk

Brechweinstein -Erzeugung X . Bezirk

Gemischtwarenhändler VI . Bezirk

Gift -Verschleißer VIII . Bezirk

Gemischtwarenhändler

Materialwarenhändlerin

Materialwarenhändler

Erzeuger und Verschleißer von
Giften

VII . Bezirk

X . Bezirk

I . Bezirk

VII . Bezirk

Pichler Franz
Buchhändler und Verschleißer
von Lehr- und Unterrichts¬

mitteln
V . Bezirk

Pieniczka Josef Verschleißer von Materialwaren ^ »> . .
und Chemikalien j ' ^

Polasek Alois
Materialwarenhändler und

Verschleißer von Giften und ! VII . Bezirk
Arzneipräparaten

Prandstettcr Karl Richard Verschleißer von Giften und
Arzneipräparaten I . Bezirk

Raabe Hermann
(Firma : Friedrich

Bruno Raabe)
Materialwarenhändler II . Bezirk

Raupensttnnch Camillo
Erzeuger und Verschleißer von
Giften , pharmaceulischcn Prä - .XVIII . Bezirk

paraten und Apotheker

Dr . Ranpenstranch Gustav
Adolf

Verschleiß von Giften und
pharmaceutischen Präparaten II . Bezirk

Rodck Josef
(Firma : W . Mandelblühs
Nachfolger Niklas L Rodek)

Gift -Verschleißer

Noeder Philipp August Materialwarenhändler

I . Bezirk

III . Bezirk

Rothziegcl Hermann
(Firma : Langbein L Comp .)

Verschleiß von Giften und
pharmaceutischen Präparaten VII . Bezirk

Schcibcrt Andreas Materialwaren - und Droguen-
Verschleißer VI . Bezirk

! Name des z»m Giftverkaufe
concessionierten Gewerbs-

mannes
Beschäftigung desselben

Standort
des

Gewerbes

Sichert Rudolf Händler nnt chem.-pharm.
Geräthschaften n . Giflverschleiß IX . Bezirk

Sobel Max
Commissionshandel mit technisch-
chemischen und pharmaceutischen

Präparaten
I . Bezirk

Traillcc Marei
(verantwort !. Geschäftsführer

Julius Lorbeer)

Materialwarenhändlerin und
Händlerin mit pharmaceutischen

Präparaten
IX . Bezirk

Tiirinsky Johann Erzeuger pharmacennscher
Präparate IX . Bezirk

Voigt Karl so » .
(Firma : Joseph Voigt L

Comp .)

Material , und Farbwaren-
händler und Spirituosen-

Verschleißer
I . Bezirk

Wachtel Bernhard
Verschleißer photographischer
Utensilien und Steindrncker VII . Bezirk

Wachtel Julius Verschleiß von photographischen
Bedarfsartikeln VII . Bezirk

Wallace Michael

Gemischtwarenhändler und
Verschleißer von Giften , Arznei-
präparaten und imprägnierten

Verbandstoffen

I . Bezirk

Walliczek Heinrich, Dr. Erzeugung von Giften und
pharmaceutischen Präparaten

III . Bezirk

Wibiral Wilhelm
(Firma : A . Pfantzerts

Nachfolger)

Material - und Farbwaren-
händler

I . Bezirk

Wilhelm Eduard Drognenhändler III . Bezirk

Will Philipp Adolf
(Firma : I . Wurth L

Comp .)
Erzeuger chemischer Producte VII . Bezirk

Wurm Franz
Material -, Colonial - und

Farbwaren -Verschleiß

Zisarsky Emanucl
ma ^ . pbari » .

Verschleiß von Giften und
Arznei -Präparaten

II . Bezirk

I . Bezirk

4 .
Unter den im K 8 des Krankenversicherungsgesetzes
bezeichneten öffentlichen Krankenanstalten sind nur

inländische Anstalten zu verstehen.
Mit Erlass der k. k. n .-ö . Statthalterei vom 4 . März 1901 , Z . 15335

wurde dem Magistrate (M -Z . I8810/XVIII , bekanntg -geben , dass das k. k.
Ministerium des Innern in einer Entscheidung vom 15 . Februar 1901 , Z . 677,
über den Anspruch einer ungarischen öffentlichen Krankenanstalt gegen eine
Bezirkskrankencassa in Niederösterreich auf Zahlung von Gebüren für die
Pflege eines Cassenmitgliedes folgenden Grundsatz ausgesprochen hat:

„Unter den im Z 8 des Krankenversicherungsgesetzes bezeichneten öffent¬
lichen Krankenanstalten , welchen allein schon kraft des Gesetzes ein Anspruch,
auf Ersatz der tarifmäßigen Verpflegskosten zukommt , können nur solche An¬
stalten verstanden werden , welchen nach der hierländigen Gesetzgebung die
Eigenschaft einer Einrichtung der hierländigen öffentlichen Verwaltung zukommt,
nicht aber ähnliche Einrichtungen anderer Staaten ."

5 .
Sachverständige für Eisenbahn - Enteignungen

pro 4801.
Die k. k. ii .-ö. Statthalterei hat dem Magistrate mit dem

Erlasse vom 6 . März 1901 , Z . 15188 (M .-Z . 19965/V ) , die
Liste der im Sprengel des k. k. österreichischen Oberlandesgerichtes
gemäß ß 24 des Gesetzes vom 18 . Februar 1878 , N .-G .-Bl.
Nr . 30 , für das Jahr 1901 bestellten Sachverständigen in Fällen
der Enteignung zum Zwecke der Herstellung und des Betriebes
von Eisenbahnen übersendet.
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Von den in dieser Liste verzeichnten Sachverständigen
kommen für das Wiener Gemeindegebiet folgende Persönlichkeiten
in Betracht:

Karl Adametz , Giiterschätzmeister , III ., Hetzgasse 23.
Ferdinand Bönisch , Gutsverwalter i . R -, XVIll ., Währinger-

gürtel 114.
Josef Ritter «. Brenner , Gutsbesitzer und Pächter , IV ., Taub-

stummengasse 6.
Adolf Ebert , Domänen -Oberdirector i . R ., III -, Hörnesgasse 24.
Rudolf Ritter v . Feistmantel , Gülerdirector i . N . und Güterschätz¬

meister , XIII ., Lainzerstraße 53.
Wilhelm Frankel , Architekt und Stadtbaumeister , IV ., Favoriten¬

straße 11.
Heinrich Gerl , Architekt , I ., Himmelpfortgaffe 9.
Johann Glasauer , Wirtschaftsbesitzer , XIII ., Glasanergasse 31.
Johann Görlich , Baumeister , IV ., Schaumburgergasse 6.
Ferdinand Greiner , Wirtschaftsbesitzer , XIX ., Greinerqaffe 36.
Sebastian Grünbeck , Weinschenkec und Hausbesitzer , XVII ., Hernalser

Hauptstraße 68.
Johann Gschwandner , Baumeister und Realitätenbesitzer , XVII .,

Hernalser Hauptstraße 37.
Adolf Halla , gräflich Tranttmansdorffscher General -Domänen -Jnspector,

IV ., Favorilenstraße 20
Georg Haller , Bürger und Gastwirt , II ., k. k. Prater 41.
Franz Hauck , Forsttechniker und Ökonom , II ., Ausstellungsstraße 21.
Karl Kapp , Stadt -Zimmermeister , III , Petrusgassei.
Karl Kellner , gräflich Hoyos ' scher Forstmeister , IV ., Schäffergasse 17.
Michael Koller , Milchmeier und Hausbesitzer , X , Bnchengasse 40.
Adolf Kronsky , behördlich autorisierter Civil -Jngeuieur , XV ., Zinck-

gasse 5.
Ferdinand Machts , WirlsLaftsrath und landesgerichtlicher Güter-

schätzmetster , XVIII ., Währingergürtel 37.
Josef Mayerhofer , Gärtner und Grundbesitzer , XI ., Dorfgasse 9.
Josef Müller , behördlich autorisierter und beeideter Civtlingenieur,

XVIII . , Währingergürtel 37.
Theodor Nenmayer , Baumeister , I ., Scbottengasse 7.
Heinrich Pernsnß , Giiterschätzmeister . XVIII ., Gymnasiumstraße 15.
Karl Prager , Wirtschaftsbesitzer , XVIII . , Gersthoferstraße 111.
Leopold Reinagl , Güterinspeclor und Hausbesitzer , III ., Hörnes-

gasie 24.
Johann Reinhart , Stadtbaumeister , VIII , Piaristengasse 47.

Ignaz Rohaczek , Banrath im k. k. Eisenbahnministerium , XVII .,
Hernalser Hauptstraße 112.

Gustav Schlierholz , Architekt und Baumeister , I ., Mölkerbastei 14.
Karl Schönbichler , Baumeister , V., Wienstraße 77.
Paul Spitaler , Landtags -Abgeordneter , Grundbesitzer und Bezirks¬

vorsteber , III ., Nennweg 73.
Johann Steinmetz , Baumeister , Grund - und Weingartenbesitzer,

XVII . , Dornbacherstraße 85.
Franz Straßer , Bürger und Hausbesitzer , XX . , Wallensteinstraße 80.
Franz Weese , Baumeister , XVII , Klampfelberggasse 401.
Dr . Arthur Wich von der Reuth , Wirlschaftsrath , I ., Weihburg-

gafse 22.
Julius Wich von derNenth , Bevollmächtigter der fürstlich Batthyany-

schen Generalpachtung , X ., Leebgasse 18.
Anton Zagorsky , Baumeister . XVI ., Thaliastraße 80.
Leopold Zierer , Wirtschaftsbesitzer , XII -, Khleslplatz 8.

«.
Abortierte Leibesfrüchte.

Erlass der k. k. n .-ö. Statthallerei vom 8 . März 1901,
Z . 11916 ( M .-Z . 19967/VIIl ) :

Anlässlich eines besonderen Falles , in welchem in dem von einer Matriken-
stelle vorgelcgten vierteljährigen Matrikenauszuge (lit . L ) über Volksbewegung
ein Abortus aus dem fünften Schwangerschaflsmonate als Todtgeburl ohne
weitere Angabe mit einer laufenden Zahl (numerus eurrsns , Anleitung für
die Matrikenämter zur Lieferung statistischer Auszüge , Z 4 ) eingetragen wurde,
hat das k. k. Ministerium des Innern mit dem Erlasse vom 31 . Jänner 1901,
Z . 30550 , eröffnet , dass bis zur Lebensfähigkeit entwickelte Kinder , welche todt
zur Welt gekommen sind , sowohl in die Geburten - als auch in die Sterbe-
matrik — in beiden mit der Bezeichnung „ todtgeboren " — einzutragen sind,
während dieselben für die statistischen Auszüge aus den Malrikenbüchern gemäß
Z 21 der Anleitung für die Matrikenämter nur die Liste der Geborenen
(Formular ö ) Aufnahme zu finden haben.

Abortierte Leibesfrüchte , das sind solche, welche in ihrer Entwicklung die
Lebensfähigkeit noch nicht erreicht haben , sind von der Matrikulierung aus¬
geschlossen , wohl aber im Sinne des Gutachtens des „ Obersten Sanitätsrathes
über die Vorschriften , betreffend die Todtenbeschau (Österreichisches Sanitäts¬
wesen , Jahrgang 1893 , Nr . 49 ) der Beschau durch den Todtenbeschauer zu
unterziehen.

Bezüglich dieses letzteren Abschnittes wird darauf hiugewiesen , dass hin¬
sichtlich der Normen der Todtenbeschau bei abortierten Leibesfrüchten dies¬

bezügliche Bestimmungen in den Todtenbeschau -Ordnungen für Wien und
für Niederösterreich mit Ausnahme von Wien , L.-G .-Bl . Nr . 31 or 1900
und Nr . 33 er 1897 , bereits enthalten sind.

Von dem Inhalte vorstehenden Erlasses sind sämmtliche Matrikenstelleir
zu verständigen und haben die politischen Behörden erster Instanz die Ein¬
haltung dieser Bestimmungen zu überwachen.

Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , an den Wiener
Magistrat und an die beiden Stadträthe Wiener -Neustadt und Waidhofeu
a. d. Abbs.

7.

Besorgung der Stellungs - Angelegenheiten durch
das k. « . k. Generalkonsulat in Berlin.

Erlass der k. k. n .-ö. Slatlhalterei vom 8 . März 1901,

Z . 15339 (M .-Z . 19970/XVI ) :
Laut Erlasses des k. k. Ministeriums für Landesvertheidigung vom

15 . Februar 1901 , Nr . 4458/887 II a , wird vom laufenden Jahre angefangen
das k. und k. Geaeral -Consnlat in Berlin die Agenden und Corcespondenzen
in Stellungssachen im Namen der dortigen k. k. Botschaft besorgen.

Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschasten in Nieder -,
österreich , den Wiener Magistrat , die Stadträthe in Wiener -Neustadt und-
Waidhofeu an der Mbs , die k. k. Polizei -Direclion in Wien.

8 .

Einschränkung des Hausierhandels im Ödenburger
Comitate.

Circular - Erlass der k. k. n .-ö. Slatlhalterei vom 11 . März.

1901 , Z . 19856 (M .-Z . 21071/XVIII ) :
Laut Mittheiluug des königlich ungarischen Handelsministeriums vom

17 . November 1900 , Z . 77021 , wurde die Ausübung des Hausierhandels im
Comitate Ödenburg unter Aufrechthaltnng der im Z 17 der bestehenden Hausier-
vorschriften und in den diesen Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnungen
den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte derart eingeschränkt , dass
die Hausierer , ausgenommen die Städte Rust und Eisenstadt , in den Gemeinden
wöchentlich nur einmal und nnr für die Dauer von 48 Stunden den Hausier¬
handel ansüben dürfen.

Hievon werden alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener Magistrat
und sämmtliche magistratische Bezirksämter , die Stadträthe in Wiener -Neustadt,
und Waidhofeu an der Ibbs in Kenntnis gesetzt.

8 .

Schwerfnhrwerksverkehr in der Nochns - und Sechs¬
krügelgasse.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 14 . Mürz 1901,

M .-Z . 14450/XIV:
Auf Grund des Z 100 des GemeindestatnteS für Wien vom 24 . März.

1900 , L.- G .- und V .-Bl . Nr . 17 , wird der Verkehr des schweren Fuhrwerkes
im III . Bezirke durch die Rochnsgasse in der Richtung von der Landstraße
Hauptstraße zur Ungargasse , und in der Sechskrügelgasse in der Richtung von
der Ungargasse zur Landstraße Hauptstraße verboten.

Übertretungen dieses Verbotes werden mit Geldstrafen bis zum Betrage
von 400 X oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

1«.
Ersatzpflicht der Militärverwaltung für die durch

Truppenübungen verursachten Schäden.
Circular -Erlass der k. k. u .-ö. Slatlhalterei vom 14 . März

1901 , Z . 17878 (M .-Z . 22197/XVI ) :
Das k. k. Ministerium für Landesvertheidigung hat laut Erlasses vom

21 . Februar 1901 , Nr . 4451/880 II b , zu wiederholtenmalen wahrgenommen,
dass in Entscheidungen , welche im Grunde des Z 56 des Einquartierungsgesetzes
über die durch Truppenübungen hervorgerusenen Ersatzansprüche getroffen
werden , eine Militär -(Landwehr -) Behörde , beziehungsweise ein Truppen - Com-
mando als ersatzpflichtig bezeichnet wurde.

Nachdem in Gemäßheit des Alinea 4 des bezogenen Paragraphen der
durch Truppenübungen verursachte volle Schaden und Nutzentgang von der
Militärverwaltung vergütet wird , ist in den bezüglichen Ersatzerkenntniffen stets
die Militär - beziehungsweise Landwehrverwaltuug , nicht aber eine Militär - oder
Landwehrbehördc oder ein Truppen - Commando als ersatzpflichtige Partei an-
zusühren.

Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschasten in Nieder¬
österreich , den Wiener Magistrat , die Stadträthe in Wiener -Neustadt und-
Waidhofeu an der Wbs.
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II.
Zulassung von Platten ans Meise 'schem Gipscemeni

zur Herstellung von Wänden.
In Erledigung des Ansuchens des Herrn Leopold Ottitzky,  Wien,

III . , Barichoassc 26 , wurde zufolge Magistrals -Beschlusses vom 21 . März 1301,
Z . 12082/IX , die Verwendung vou Planen ans sogenanntem Meise ' schem
Gipscemcnt (siehe Magistrats -Decrel vom 16 . November 1897 , Z . 175245)
zur Herstellung von Wänden bei Eauführnngcn unter folgenden Bedingungen
als zulässig erklärt:

1 . Die ans sogenanntem Meise ' schen Gipscement und Schlacke hergestellteu
Platten werden im Sinne des Schlusssatzes des A 37 der Wiener Banordnung
nur insolange als Baumaterial für Wände in Wien als zulässig erklärt , als
diese Platten dem überreichten Muster entsprechen.

2 . Zur Herstellung von Wänden dürfen nur vollkommen trockene Platten
verwendet werden ; die letzteren müssen untereinandrr , sowie mit den anderen
Gebändewünden zur Verhinderung des Umfallens mit Gipsmörtel , erforder¬
lichen Falles auch unter Anwendung weiterer Hilfsmittel gut verbunden
werden.

3 . Die ans diesen Platten hergestellten Wände dürfen zur Abtrennung
einzelner Bestandtheile einer Wohnung oder eines Geschäftslocales , jedoch nicht
zur Abtrennung verschiedener Wohnungen oder Geschäftslocale und nur dann
angewendet werden , wenn diese Wände keiner Belastung ansgesetzt und nicht
höher als ein gewöhnliches Stockwerk ausgesührr werden . Die Wände müssen
bei einer Zimmertiefe bis 5 '50 in und normaler Stockwerkshöhe in unver¬
putztem Zustande eine Stärke von mindestens 5 ein besitzen. Bei Wänden von
größerer Länge und mehr als Stockwerkshöhe hat die Wandstärke mindestens
7 ' 5 ein zu tragen.

Nach Maßgabe der ältlichen Verhältnisse können mit Zustimmung der
Baubehörde auch andere Wandstärken zur Verwendung kommen.

Derartige Wände können bei untergeordneten und provisorischen Objecten
auch als Umfassnngswäiide , jedoch nicht an Stelle der Fencrmancr zur An¬
wendung gelangen , wenn nicht sicherheilspolizeiliche oder andere Rücksichten
gegen die Anwendung dieses Materiales sprechen , worüber im einzelnen Falle
die Entscheidung der Baubehörde umsomehr Vorbehalten bleiben muss , als bei
Dnrchnässung der Wände eine Verminderung der Festigkeit eintritt.

4 . Die beabsichtigte Ausführung von derartigen Wänden ist in den
Consensplänen ansznweisen.

5 . Tie Ausstellung solcher Wände hat in der Regel ans Traversen zu
erfolgen »nd gehört zu den Befugnissen der concessionierten Baugewerbc-
lreibenden.

Die Abänderung und Ergänzung der vorstehenden Bedingungen , eventuell
die gänzliche Zurückziehung dieser Bewilligung ans Grund der mit diesem Bau-
materiale gemachte » praktischen Erfahrungen bleibt Vorbehalten.

Die beigebrachte Musterplatte hat das Stadtbauamt im Magistrats-
Departement IX zu beheben und zur Ermöglichung der Controle aufzube¬
wahren.

SÄ.
Stempelgebrechen . — Einsendung amtlicher Befunde
an das k. k. Ceutral -Tax - nnd Gebürenbcmesfuugsamt.

Note der k. k. Finanz Bezirks -Dircclion Wien vom 16. März
1901 , Z . 10929/VI G .-A. (M .-D .-Z . 708 ), an den Wiener
Magistrat:

In Absicht auf eine rasche Erledigung und zur Vermeidung überflüssiger
Schreibarbeit wird das Ersuchen gestellt , zu veranlassen , dass jene ämtlichen
Befunde über wahrgenominene Verkürzungen der mittels Stempels oder un¬
mittelbar zu entrichtenden Gebüren , welche gegen in Wien wohnende Parteien
ausgenommen werden , unmittelbar an das hiesür competente k. k. Central-
Tax - nnd Gebürenbemessnngsamt in Wien und nicht an die k. k. Finanz-
Bezirks -Direction in Wien gesendet werden.

13.

Ärztliche Behaudluug auf brieflichem Wege.
Circular -Erlass der k k. n.-ö. Statthaltern vom 18. März

1901 , Z . 16720 (M .-Z . 24264/V1II ) :
Das k. k. Ministerium des Innern hat laut Erlasses vom 19 . Februar

1901 , Z . 9911 ex 1900 , betreffend die in Tagesblättern vorkommenden
Annoncen , in welchen dem Publicum ärztliche Hilfe auf brieflichem Wege
angeboten wird , unter Hinweis ans den M 'nisterial -Erlass vom 22 . Juli 1898,
Z . 5877 ex 1898 (h. o. Jntimation vom 17 . August 1893 , Z . 71345 öster¬
reichisches Sanitätswesen 1898 , S . 265 bis 268 ), anher eröffnet , dass einem
berufs - und standeswidrigen Betriebe der ärztlichen Praxis durch inländische
Ärzte , welche dis professionsmäßige Behandlung von Krankheiten auf bloße
schriftliche Information hin ankündigen , ans dem durch das Ärztekammergesetz
eröffnet « : Wege , sowie durch strenge Überwachung dieser Art ärztlicher Be-
rnfsausübnng , welche leichthin zu sträflichen Gesnndheitssch ädignngen nnd
sanitären Versäumnissen führen kann , zu begegnen sein wird.

Hievon wird der Magistrat mit Beziehung auf den h. o. Erlass vom
27 . Mai 1898 , Z . 5982 , zur Danachachtnng in die Kenntnis gesetzt.

14 .
Zulassung von „Thierrys Balsam " und „Thierrys

Centifoliensalbe " zum Verkehre.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthaltern vom 19. März 1901,

Z . 20712 (M -Z . 23424/VIII ) :
Der Apotheker A . Thierrq  in Pregrada (Croatien ) hat durch den Hof-

nnd Gerichtsadvocaten Dr . Adolf Gallia  in Wien , IX ., Maximitianplatz 16,
in einer an das k k. Ministerium des Innern gerichteten Eingabe äs prass.
11 . December 1900 , angezeigt , dass die von ihm hergestellteu , durch die
Ministerial -Erläsje voni 24 . December 1893 , Z 30169 , nnd vom 20 September
1894 , Z . 20067 (intimiert mit den bierorligcn Erlässen vom 13 . März nnd
8 . November 1894 , ZZ . 436 und 76246 ), mit dem Verlriebsverbote m Apotheken
belegten Präparate „ Wunderbalsam " nnd „Englische Wnndersalbe " außer
Verkehr gesetzt sind , und angesucht , dass die nunmehr in neuer Act nnd Form
vou ihm in Vertrieb gesetzten Präparate „Thierrys Balsam " nnd „ Thierrys
Centifoliensalbe " , welche nach den zuliegendcn Bereitnngsvorschristen den Be¬
stimmungen der Ministerial -Verordnnng dom 17 . December 1894 , N .- G .-Bl.
Nr . 239 , nicht znwiderlanfen , zum Verkehre zngelassen werden.

Der Gesnchsteller wwd durch seinen obgenannten Rechtsvertreter in die
Kenntnis gesetzt, dass hinsichtlich des Vertriebes dieser Artikel die Bestimmungen
der obcitierten Ministerial -Verordnnng , bei deren genauer Befolgung gegen
den Vertrieb dieser Arzneipräparate kein Anstand obwaltet , maßgebend sind,
nnd dass die mit den obcitierten Ministerial -Erlässsn ausgesprochenen Verbote
ans die in anderer Form nnd Ausstattung in Verkehr gelangenden Pcävarale
„Thierrys Balsam " nnd „Thierrys Centifoliensalbe " keine Anwendung finden.

Hievon wird der Wiener Magistrat zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums
des Innern vom 1. März 1901 , Z . 44977 ex 1900 , behufs Verständigung
der Apotheker mit dem Bemerken in die Kenntnis gesetzt, dass gleichzeitig der
Ministerial -Erlass vom 26 . Jänner 1899 , Z 628 (intimiert mit dem hier-
orligen Erlasse vom 22 . Februar 1899 , Z . 11546 , siehe Amtsblatt Nr . 34
ex 1899 , „ Gesetze rc." IV 12, pa ^ . 25 ), betreffend die Erstattung von An¬
zeigen über den Bezug der Thierrys Präparate außer Wirksamkeit gesetzt wird.

15.
Der Verkehr inlä «discher Behörden mit den k. u . k.

Consularämtern.
Erlass des Präsidiums der k. k. n.-ö. Statthalterei Z . 1614/ ? r.

(cingelangt beim Präsidium des Wiener Gemeinderathes und Magi¬
strates am 20 . März 1901 8ul> M .-D .-Z . 669 ) :

Das k. n . k. Ministerium des Äußern hat davon Kenntnis erhalten , dass
Anfragen oder Rcqnisitionsschreiben inländischer Behörden an k. u . k. Consnlar-
ämter von denselben oftmals sehr spät nnd erst nach wiederholten Urgenzen
ihre Erledigung finden.

Wenn nun auch die in solchen Fällen gepflogenen Erhebungen , insoweit
es sich nm effective k. u . k. Consularver -tretnngen handelt , fast ausnahmslos
zu dem Ergebnisse geführt haben , dass die concrete Sachlage der einzelnen
Angelegenheiten die frühere Hinausgabe einer meritorischen , Erledigung nicht
möglich erscheinen ließ , so hat sich das Ministerium des Äußern doch ver¬
anlasst gesehen , an sämmtliche k. u . k. Consularvertretungen eine Circular¬
weisung des Inhalts hinauszugeben , dass in Fällen , wo der meritorischen
Erledigung einer Requisition , sei dieselbe von Seite einer Behörde oder eines
Staatsangehörigen der Monarchie eingebracht , Hindernisse im Wege stehen,
der Empfang des betreffenden Schreibens zu bestätigen ist. wobei gleichzeitig
die Gründe , welche einer sofortigen Erledigung im Wege stehen, anzu¬
führen sind.

Über Wunsch des Ministeriums des Äußern , welches eine thunlichst
durchgreifende Abstellung des erörterten Übelstaudcs anstrebt , werden die
politischen Bezirks - beziehungsweise Polizeibehörden zufolge Erlasses des k. k.
Ministeriums des Innern vom 8 . März 1901 , Z . 1786/M . I ., hievon mit
dem Aufträge in die Kenntnis gesetzt, dass künftighin Fälle der Nichtbeanl-
wortung oder der säumigen Erledigung amtlicher Zuschriften durch ein
Consnlaramt im hierolligen Wege zur Kenntnis des Ministeriums des Äußern
zu bringen sein werden.

Bei diesem Anlasse wird gleichzeitig auch die analoge Behandlung der
den politischen Bezirks - beziehungsweise Polizeibehörden zukommenden Re-
quisilionsschreiben der k. u . k. Consularämter hiemit angeordnet , und wird
daher in Fällen , wo der meritorischen Erledigung einer solchen Requisition
Hindernisse im Wege stehen, der Empfang des betreffenden Schreibens zu
bestätigen nnd gleichzeitig anzuführen sein, welche Gründe einer sofortigen
Erledigung im Wege stehen.

1«.
Bestimmungen für die Benützung der Verkaufsstände
in den Bogenöffnnngcn 4 und 5 der Wiener Ver¬
bindungsbahn auf dem Radetzkyplatze im SII . Wiener

Gemeindebezirke.
Festgesetzt mit den Stadtrnths -Beschlüssen vom 26 . October

1900 , Z . 11663 , und 7 . März 1901 , Z . 1931 , genehmigt zufolge
2*
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Erlasses der k. k. n .-ö. Statthaltern vom 21 . März 1901,
Z . 23264 (M .-Z . 23582/XV ) :

1 . Die Verkaussstände sind bloß zum Detailverschleiße von Fleisch und
Fleischwaren , sowie von allen den Marktvictualienhändlern zustehenden Artikeln
bestimmt.

2 . Der Verlauf hat bei allen Feilschaften , insofern bei einzelnen Artikeln
nicht besondere Vorschriften bestehen , nach Maß oder Gewicht oder nach der
Stückzahl siatiznfindcn.

3 . Der Verkauf bei diesen Ständen findet täglich von 5 Uhr früh bis
1 Uhr nachmittags , an Sonn - und Feiertagen von 5 Uhr früh bis 10 Uhr
vormittags statt.

4 . Die Zuweisung der Verkaufsplätze und die Einhebnng der im Tarife
angeführten Gebären obliegt dem Marktamte.

Die Marktgebüren sind stets im vorhinein monatsweise zu entrichten.
Dem Magistrate steht das Recht zu , jenen Parteien , welche mit der fälligen
Marktgebür im Rückstände bleiben , die überlassenen Objecte sofort zu entziehen.

5 . Den Parteien ist nicht gestaltet , die ihnen zugewiesenen Verkaussstände
eigenmächtig an andere Parteien zu übertragen , zu überlassen oder gegen
andere Zellen nmzutauschen.

Adaptierungen in den Zellen dürfen nur im Einvernehmen mit dem
Marktamte und dem Stadtbauamte vorgenommcn werden , und sind die Stand¬
inhaber verpflichtet , in dem Falle , als sie den innegehabten Stand anfgeben,
denselben ans eigene Kosten wieder in den früheren Zustand zu versetzen.

6 . Die Parteien haben in de» ihnen überlassenen Verkaufsständen di:
möglichste Reinlichkeit zu beobachten und haften für alle durch sie oder ihr
Personal verursachten Beschädigungen an den Markteinrichtungen.

Jeder Partei , welche die ihr zur Benützung überlassenen Objecte nicht
rein hält oder sonst gegen die Vorschriften für die Benützung der Verkaufsstände
wiederholt verstößt , kann vom Magistrale das Benützungsrecht entzogen werden.

Die betreffende Partei hat in diesem Falle kein Recht , die bezahlte Markt¬
gebür znrückzufordern.

7 . Die Inhaber der Verkaussstände sowie ihr Personal haben die markt -,
sanitäts - und veterinärpolizeilichen Vorschriften genauestens cinzuhalten.

Die Befolgung dieser Vorschriften wird durch das Markt - und Veterinär¬
amt überwacht . Den Anordnungen der hiezu bestellten Organe der genannten
Ämter ist unbedingt Folge zu leisten.

Das Marktamt har für die Anfrechthaltnng der Ruhe und Ordnung zu
sorgen.

8 . Im übrigen gelten die Bestimmungen der allgemeinen Marktordnung
für die k. k. Neichshanpt - und Residenzstadt Wien.

Die Marktgebüren betragen , und zwar:
1 . für die Benützung eines Flerschstandes per Quadratmeter und Tag 10 k;
2 . für dicBenütznug eines Victualienstandes per Quadratmeter und Tag 6K.

17 .

Abstand eines Kleinkessels von der Nachbargrenze.
— Charakteristische Merkmale eines Kleinkessels.

Die k. k. n .-ö. Statthaltern hat dem Wiener Magistrate mit
Erlass vom 22 . März 1901 , Z . 21578 (M .-Z . 25080/IX ) , folgende
Entscheidung des k. k. Ministeriums des Innern vom 5. März
1901 , Z . 42291 ox 1900 , mitgelheilt:

Mit der Entscheidung der k. k. n .- ö. Statthalterei vom 9 . Februar 1900,
Z . 6929 , wurde in Bestätigung des Bescheides des Wiener Magistrates vom
6 . November 1899 , Z . 74418 , die der Firma CH. Reißer L Werthner , Buch¬
druckerei und Lithographie in Wien , erthcilte gewerbebehördliche Genehmigung
zur Aufstellung eines Wasserröhren -Dampfkessels in der Buchdruckerei im
Hause Nr . 16 derWchrgasse ans die Dauer der dermaligen Berbannngsverhältnisse
auf den Nachbarrealitäten eingeschränkt.

In dem hiegegen von der Firma Reißer L Werthner rechtzeitig ein-
gebrachten Ministerial -Recurse wird die Statthalterei - Entscheiduug aus dem
Grunde bekämpft , weil angeblich der neue Kleinkefsel an einem Platze aus¬
gestellt werden soll, der für die Ausstellung eines Kleinkessels bereits behördlich
als geeignet befunden wurde und weil es hiebei von keinem ausschlaggebenden
Belange sei, dass der neue Kessel nicht genau die gleiche Construction besitzt
wie der alte.

Die Prüfung der Acten hat ergeben , dass die erstere Behauptung des
Recurses nicht zutreffend ist. Nach der Actenlage wurden im Betriebe der
Firma CH. Reißer L M . Werthner nacheinander drei Kessel aufgestellt.

Der erste Kessel war ein Locomobilkessel , welcher laut Genehmiguugs-
bescheides des Wiener Magistrates vom 23 . August 1882 , Z . 173942 , in einem
ebenerdigen Anbaue zwischen der dritten und vierten Fensteröffnung des
Quertractes zur Aufstellung gelangte.

Dieser Anbau , sowie die Situation des Locomobils ist in den Consens-
plänen zur M .-Z . 173942 vom 23 . August 1882 genau ersichilich, in diesen
Plänen sind zu beiden Seiten des Quertractes schmale Lichkhöfe ciugezeichnet.

Die Aufstellung des zweiten Dampfkessels wurde mit dem Consens-
bescheide des Wiener Magistrates vom 3 . Jänner 1887 , Z . 56601 er 1885,
ansdrücklich „ an Stelle des mit magistratischem Bescheid vom 23 . August 1882,
Z . 173942 , bewilligten , vicrpserdigen Locomobils " genehmigt.

Der dritte Dampfkessel , welcher den Gegenstand des vorliegenden Ne-
curses bildet , wurde anfangs 1899 zwischen der ersten und zweiten Fenster¬

öffnung des mittlerweile durch Verbauung der beiderseitigen Lichthöfe aus¬
gedehnten Quertractes , somit an einer anderen Stelle situiert , als der erste
Locomobilkessel genehmigt wurde.

Wenn der Betriebsinhaber behauptet , dass der neue (dritte ) Kessel un¬
mittelbar an die Stelle des zweiten Kessels ansgestellt wurde , so , beweist dies
nur , was auch ans der ganzen Actenlage hervorgeht , dass die Änderung des
Standortes entweder bei der Ausstellung oder während der Verwendung des
zweiten Dampfkessels , jedoch entgegen der behördlichen Bewilligung erfolgte.

Es handelt sich daher im vorliegende » Falle nicht um die Wieder-
anfstellung eines Kessels ans einem bereits genehmigte » Platze , sondern um
die Erlheilung eines neuen Consenses gemäß ZA 25 und 26 der Gewerbe¬
ordnung . Bei Beurtheilung der Zulässigkeit dieser Aufstellung des Kessels
hatten die Behörden ans die Vorschriften des Z 68 . Punkt 3 der Bauordnung
für Wien Rücksicht zu nehmen , wonach jeder Kleiukcssel mindestens 3 m von
jeder Nachbargrenze zu situieren ist . Wenn die Unterbehörden von der Forderung
der stritten Befolgung dieser Vorschrift für insolange abgesehen haben , als die
Verbanungsverhältnisse in der Nachbarschaft der Anlage sich nicht ändern , so
haben dieselben sich in ihrer Entscheidung von einem sehr weitgehenden Ent¬
gegenkommen für den Unternehmer leiten lassen.

Das Ministerium des Innern findet daher dem vorliegenden Ministerial-
Recurse keine Folge zu geben , obgleich es die weitere Begründung der an¬
gefochtenen Entscheidung , dass der neue Kessel sich infolge seiner Construction
und größeren Heizfläche nicht als Ersatz des alten darstellt , für zutreffend
nicht befinden konnte.

Es bilden nämlich nach Z 68 der Bauordnung für Wien nicht die Con¬
struction oder die Heizfläche , sondern der Durchmesser , Cubikinhalt und der
Dampfdruck die Merkmale für die Einreihung eines Kessels unter die Kleinkefsel.

18 .
Bezirkshanptmannschaft Unter -Gänserndorf.
Erlass dcr k. k. n .-ö. Statthalkerei vom 26 . März 1901,

Z . 1666/ ? r . (M .-D .-Z . 744 ) :
Die neu zu aclivierende Bezirlshanptmannschaft in Unter -Gänserndorf,

deren Amtssprengel die dermalen zum politischen Bezirke Floridsdorf gehörenden
Gerichtsbezirke Matzen und Marchegg , sowie den zur Zeit dem politischen Be¬
zirke Mistelbach angehörenden Genchtsbezirk Zistersdorf umfassen wird , hat
laut Kundmachung des k. k. Ministeriums des Innern vom 13 . März 1901
lverlautbart im XI . Stücke des Jahrganges 1901 des Reichsgesetzblattes unter
Nr . 27 ) ihre Anttswirksamkeit mit 1. Juni 1901 zu beginnen.

Ans diesem Anlasse wird anfmertsam gemacht , dass die Erledigung jener
Geschäflsstücke , welche eine Gemeinde der erwähnten Gerichtsbezirke betreffen,
insofern diese Erledigung bei Einrechnnng des für die Expedition und den
Postenlauf erforderlichen Zeitraumes zuverlässig noch vor Ende Mai d . I.
an ihren Bestimmungsort gelangen kann , noch an die Bezirkshanptmann-
schaften in Floridsdorf beziehungsweise Mistelbach , ansonsten aber sofort an die
neue Bczirlsbaiiptmannschaft in Unter -Gänserndorf zu richten sein wird.

Diese Weisung ergeht an die Herren Vorstände aller Bezirkshanptmann-
schasten Niederösterreichs (mit Ausnahme jener in Floridsdorf und Mistelbach ),
dann an die k. k. Polizei -Direction in Wien , den Wiener Magistrat und an
die Wiener magistratischen Bezirksämter , die Stadträthe in Wiener -Neustadt
und Waidhofen a. d. MbL und au den Vorstand der Arbeiter - Uufallver-
sichernngsanstalt für Nnweröstcrreich in Wien.

Seitens der k. k. Polizei -Direction in Wien sind hievon auch die unter¬
stehenden Bezirks -Polizei -Commifsariate zu verständigen.

IN.
Verbot des H . Mesaros 'sche» Geheimmittels

„Animalin ".
Circular -Erlass der k. k. n.-ö. Skatthalkerei vom 27 . Mürz

1901 , Z . 21996 (M .-Z . 25597/VIII ) :
Ein gewisser H . Mesaros , Wien , IV , Frenndgasse 4 . bringt ein Pflanzen-

heilmiltel unter dem Namen „ Animalin " in den Handel , das er in seinen Reclame-
circularen als einen „wahren Gottessegen für Arm und Reich " anpreist . Der
Verkaufspreis beträgt ungefähr I II 50 i> per Kilogramm.

In Wirklichkeit hat das Präparat einen Wert von 20 k das Kilogramm,
und ist seine Wirksamkeit gleich oder nahezu gleich Null.

Es besteht nach der von der k. k. landwirtschaftlich -chemischen Versuchs¬
station in Wien vorgeuommenen Analyse aus 8 Percent Kupfervitriol , ferner
aus Ammoniumsulfat , Gips , gelöschtem Kalk, Kochsalz, Natronsalpeter und
Spuren von Kaliumpermanganat . Von diesen Substanzen kann höchstens das
Kupfervitriol als Samenbeizmittel wirken , doch ist seine Menge so gering , dass
die Wirkung gar nicht in Betracht kommt.

Die anderen Bestandtheile sind ganz unwirksam . Bei Anschaffung dieses
Geheimmittels wurde also das,Kilogramm Kupfervitriol , das sonst 70 k kostet,
mit 60 L bezahlt.

Die k. k. landwirtschaftlich -chemische Versuchsstation in Wien hat bereits
im Vorjahre Gelegenheit genommen , in der Fachpresse vor dem Ankäufe des
Animalins zu warnen.

Da jedoch Mesaros  mit der Anpreisung dieses wertlosen Erzeugnisses
fortfährt und , wie es scheint , in weiteren landwirtschaftlichen Kreisen ein
gläubiges Publicum findet , so ist eine neuerliche Warnung am Platze , und
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zwar scheint es geboten , dieselbe , um eine weite Verbreitung zu sichern , im
Wege des Amtsblattes des Wiener Magistrates ergehen zu lassen.

Der Wiener Magistrat wird zufolge Erlasses des k. k. Ackerbauministeriums
vom 23 . Februar 1901 , Z . 4571 , beauftragt , in diesem Sinne das weitere zu
veranlassen.

20 .
Verlegung der Amtslocaliläte » der k. k. Finanz-

Bezirks -Direction.
Laut Zuschrift der k. k. Finanz -Bezirks -Direction in Wien vom

27 . März 1901 , Z . 158 (M .-D .-Z . 743 ), wurden die Amtslocalitäten dieser
Behörde ab 1 . April 1801 in das neue Amtsgebäude , III ., Vordere Zoll¬
amtsstraße 7 , 1 . Stock , verlegt.

21 .
Österreichische Wochen - nnd Vierteljahrschriften für

den öffentliche » Baudienst.
Erlass des k. k. n.-ö. Statthalterei -Präsidiums vom 29 . März

1901 , Z . 1216/ ? r . (M .-Z . 26311/III ) :
In der Absicht , die vom Ministerium des Innern bisher herausgegebcnen

technischen Amtsblätter „Österreichische Monatsschrift für den öffentlichen Bau-
dienst " und „ Allgemeine Bauzeitung (österreichische Vierteljahresschrift für den
öffentlichen Baudienst )" in möglichst vollkommener Weise auszugestalten und
das Gebiet derselben im Dienstesintereffe auf das gesammte öffentliche Bau¬
wesen überhaupt , also auch auf diejenigen Zweige desselben , welche bei den
k. k. Ministerien für Handel , Eisenbahnen und Ackerbau rcffortieren , auszu¬
dehnen , hat das Ministerium des Innern mit den vorgenannten k. k. Ministerien
ein Übereinkommen in dem Sinne getroffen , dass sich dieselben bereits ab
l . März 1901 an der gemeinsamen Herausgabe der iu Rede stehenden , ent¬
sprechend umzuwandelnden Zeitschriften belheiligen werden.

Die vom 1. März 1901 angefangen allwöchentlich an jedem Samstag
im Umfange von zwei Druckbogen Text nnd Text -Illustrationen im erforder¬
lichen Ausmaße , sowie zwei Tafeln in farbigem Umschläge erscheinende neue
Wochenschrift wird den Titel führen : „Österreichische Wochenschrift für den
öffentlichen Baudienst . Amtliches Fachblatt , herausgegeben von den k. k.
Ministerien des Innern , des Handels , der Eisenbahnen nnd des Ackerbaues ."

In analoger Weise wird die vom Jahre 1901 »» gefangen in einem
Umfange von 6 Druckbogen Text mit den erforderlichen Illustrationen und
12 Tafeln in färbigem Umschläge erscheinende „ Allgemeine Bauzeitung " den
Titel führen : „ „ Allgemeine Bauzeitung (gegründet von Pros . Ehr . Ludwig
Förster ) — Österreichische Vierteljahrsschrift für den öffentlichen Baudienst,
herausgegeben von de» k. k. Ministerien des Innern , des Handels , der Eisen¬
bahnen und des Ackerbaues ."

Mit Rücksicht auf den wesentlich vermehrten Umfang der . Österreichischen
Wochenschrift für den öffentlichen Baudieust " wird der bisherige Abonnement¬
preis von 16 L auf 20 L jährlich erhöht , wogegen der Abonnementpreis der
„Allgemeinen Bauzeitnng " von jährlich 24 L auch weiterhin ungeändert
verbleibt.

Der Verlag beider Zeitschriften bleibt nach wie vor der bisherigen
Verlagsanstalt R . v. Waldheim in Wien (VII ., Seidengaffe 7), die
Redaction dem bisherigen Nedactionsbureau (Wien , I ., Salvatorgaffe I2j,
welches durch die Bestellung besonderer Redacteure für die Ressorts der mit¬
wirkenden k. k. Ministerien für Handel , Eisenbahnen und Ackerbau verstärkt
wurde , anvertrant.

Durch die Einbeziehung der bei den k. k. Ministerien des Handels , der
Eisenbahnen und des Ackerbaues reffortierenden Angelegenheiten in den
Rahmen der in Rede stehende » Zeitschriften erfährt deren Umfang und Inhalt
eine sehr beträchtliche Bereicherung , worauf zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums
des Innern vom 15 . Februar 1901 , Z . 438 , aufmerksam gemacht wird.

Dieser Erlass ergeht an alle Bezirkshauptmannschaften (jene in Florids¬
dorf , Krems , St . Pölten und Wiener - Neustadt erhalten noch besondere
Weisungen im Gegenstände ) , an den Wiener Magistrat und alle magistratischen
Bezirksämter in Wien , an die Stadträthe in Wiener -Neustadt und Waidhofen
an der Ubbs , sowie an die Wiener Polizei -Direction.

22 .
Verbot des Hausierhandels ans dem Gebiete der

Stadt Ruma.

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . März 1901,
Z . 26066 (M .-Z . 267I4/XVII ) :

Laut Mittheilung des köuigl . Ungar . Handelsministeriums vom
22 . Jänner 1901 , Z . 89710 «x 1900 , wurde die Ausübung des Hausier¬
handels auf dem Gebiete der Stadt Ruma unter Aufrechthaltung der im
H 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen Paragraphen
ergänzenden Nachtrags -Verordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden ge¬
währten Rechte verboten.

Hievon werden alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener
Magistrat und sämmtliche magistratischen Bezirksämter , die Stadträthe von
Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Mbs nnd die n .-ö. Handels - nnd
Gewerbekammer in Kenntnis gesetzt.

23 .
Viehtriebordnung der k. k. Reichshanpt - nnd

Residenzstadt Wien.
(Kuudgemacht im März 1901 , sub M .-Z . 48524/XV .)

I . Bestimmungen für das Treiben von Großhornvieh.
8 1-

Das Treiben von Großhornvieh mit Ausnahme der Nutzrinder ist im
Gemeindegebiete von Wien nur auf den hiezu bestunmten Triebwegen und
gegen genaue Beobachtung der in dieser Viehtriebordnung enthaltenen Vor¬
schriften gestattet.

8 2.
Das Abtreiben des Großbornviehes vom Wiener Central -Biehmarkte in

die Wiener Schlachthäuser in Gumpendorf , Meidling , Hernals und Nussdorf,
sowie über die Verzehrungsstenerlinie hinaus , ist nur in den Tagesstunden,
und zwar in den Monaten November , December , Jänner und Februar bis
4 Uhr , in den übrigen Monaten aber bis 6 Uhr nachmittags gestattet.

8 3.
Großhornvieh darf vom Central -Viehmarkte und von jenen Bahnhöfen,

in welchen eine Ausladung desselben stattfindet , nur gekoppelt und nur in
Partien von höchstens 20 Stück getrieben werden.

8 4.
Jeder Viehcigenthllmer hat zum Treiben seines Hornviehes die erforderliche

Anzahl von Treibern beizustellen , nnd zwar:
a) Für ein einzelnes Thier , welches an der Leine zu führen ist, oder für

zwei Thiere einen Treiber;
b ) für eine Partie von drei bis zehn Stück zwei Treiber;
e) für eine größere Partie bis 20 Stück drei Treiber.

Bei Verwendung von zwei oder drei Treibern hat einer vor den Thiere»
zu gehen , um das Ausbrechen derselben zu verhindern.

Bei genügender Breite der Straße ist das Treiben des Viehes auf de»
Tramwahgeleisen verboten.

8 5.
Zum Treiben des Großhornviehes dürfen unter Verantwortung des

Eigenthümers nur brauchbare und verlässliche Individuen mit Ausschluss von
Kindern verwendet werden.

Treiber , welche dem für Dienstleistungen auf dem Central -Viehmarkte
behördlich bestellten Personale entnommen werden , sind verpflichtet , ihre vom
Marktamte erhaltenen Nummern auch während des Treibens auf eine leicht
sichtbare Weise zu tragen nnd über Verlangen der Überwachungsorgane (Z 12)
das Licenzbuch vorzuweisen.

Der Name des Leiters des Triebes wird in dem betreffenden Abtriebs-
zettel verzeichnet »nd letzterer dem Leiter des Triebes eingchändigt.

8 6.
Die einzelnen Partien dürfen nur in einem Abstande von beiläufig

30 Schritten getrieben werden.
Während des Treibens ist das Zusammeuziehen mehrerer Partien unter¬

sagt . Die Treiber haben während des ganzen Weges unmittelbar bei der
Partie , zu der sie gehören , zu verbleiben , jedes ungerechtfertigte Anhalten der
Thiere zu unterlassen nnd sich insbesondere jeder Mißhandlung der Thiere bei
Vermeidung der gesetzlichen Strafen zu enthalten.

8 7.
Vom Central -Viehmarkte darf das Großhornvieh zu seinem Bestimmungs¬

orte nur auf folgenden Wegen getrieben werden:
Durch das rückwärtige Thor des Central -Vichmarktes in die Döblerhof-

gasse, von da auf der Simmeringer Hauptstraße zum Biaducte der Wien—
Aspangbahu , dann gegen die Skene ' sche Fabrik , weiter nach Übersetzung des
Staatsbahukörpers iu die Gudrnnstraße , von dieser durch die Laimeckergassc,
Kndlichgasse , Waldgaffe , Bürgergaffe , den oberen Theil des Bürgerplatzes , die
Davidgasse und Neilreichgaffe in die Quellengasse bis zum Protestantischen
Friedhofe , dann auf dem hinter diesem Friedhöfe gegenüber den Weber ' scheu
Häusern angelegten Triebwege , sohin durch den Matzleinsdorfer Biaduct der
Südbahn über die St . Marx -Meidlingerstraße.

Von da sind jene Rinder , welche für das Gnmpendorfer Schlachthaus
bestimmt sind , über den Margarethenergürtel dorthin zu treiben , dagegen sind
jene Rinder , welche für das Meidlinger Schlachthaus bestimmt sind , durch die
Wilhelmsstraße , Meidlinger Hauptstraße , den Feldweg zum Schlachthanse,
eventuell durch die Ratschkhgasse in das Schlachthaus zu bringen . Rinder,
welche ins Hernalser Schlachthaus getrieben werden , haben ihren Weg Uber
den Margarethener -, Gaudenzdorfer -, Mariahilfer -, Neubau - nnd Lerchenfelder¬
gürtel , dann weiter durch die Hasnerstraße , Thalheimergasse , nach Übersetzung
der Thaliastraße durch die Wichtelgasse bis zur Wilhelminenstraßs und durch
diese in die Wattgaffe und von dieser durch die Sautergaffe in die Wichtel¬
gaffe in Hernals , und nach Übersetzung der Hernalser Hauptstraße in die
Neffelgaffe zum Schlachthanse zu nehmen . Rinder endlich , welche für das
Schlachthaus in Nussdorf bestimmt sind , haben nach Passierung der Gürtel¬
straße folgende Richtung eiuzuschlagen : Vom Lerchenfeldergürtel durch die
Veronikagasse in Ottakring nnd Hernals , die Martinsstraße in Währing,
schin durch die Gymnasiumstraße nach Döbling und hierauf durch die Schegar-
und Billrothstraße in die Heiligenstädterstraße und Grinzingerstraße iu das
genannte Schlachthaus.
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Für Rinder , welche nach Brunn , Mödling , Baden u. s. w . gebracht
werden sollen , wird die Triesterstraße als Triebstrabe bestimmt.

Die ans dem Central -Viehmarkte St . Marx angekauften und für Schwechat,
Albern , Fischamend , Hainburg , Bruck a . d. Leitha und andere in dieser Nrchtnng
gelegenen Orte bestimmten Rinder sind entweder von dem Hinteren Abtriebs-
tbore des Central Viehmarktes durch die Döblerhofgasse brs znm städtischen
Gaswerke , längs der Nord - und Ostplanke desselben (Gnglgassc ) bis znm
neuen Wirtshause , unterhalb desselben durch de» Durchlass der Slaatseisenbahn
auf die Simmeringerlände und auf dieser bis unterbalb der thermo - chemischen
Fabrik , von da weiter durch die Fuchsbodeu - und Ziiinergasse , Kaiser -Ebers-
dorfer beziehungsweise Dreherstraße nach Albern , Schwechat u. s. w . zu treiben
oder aber mittels Wagen auf der Simmeringer Hauptstraße dorthin zu führen.

8 8.
Bejnlvieh darf nur daun getrieben werden , wenn es vom Veterinäramte

als marschfähig erkannt wird ; im anderen Falle ist dasselbe mittels geeignet
construierter Wagen zu transportieren.

Insbesondere aber sind scheue oder nicht marschfähige Stiere direct vom
Markte in das Schlachthaus St . Marx zu bringen und daselbst zu schlachten;
andere Stiere dürfen nur unter besonderen Vorsichten vom Markte abgetrieben
und müssen gefesselt und über jeweilige Anordnung des Vcterinäramtes mit
Blenden versehen , mindestens von je zwei Treibern geführt oder auf geeigneten
Wagen transportiert werden.

II . B e st i m m u n g e n s ü r den Transport der Kälber und
Schweine.

8 9.
Kälber und Schweine dürfen in Wien nicht getrieben werden , sondern sind

mittels hiezu geeigneter Wagen in nicht gefesseltem Zustande zu transportieren.
Hiebei sind Überladungen verboten,

III . Bestimmungen für das Treiben von Schafen.
8 10.

Das Treiben von Schafen in den Bezirken I bis IX und XX ist mit Aus¬
nahme derBezirkstheile Kaisermühlen und Neu -Margarethen untersagt . In den Be-
zirkstheilen Kaisermühlen und Neu -Margarethen und in den Bezirken X bis XIX
können Schafe in Partien bis zu 100 Stück auch zur Tageszeit getrieben
werden , wobei jedoch Partien bis zu 50 Stück von zwei Treibern , solche über
50 Stück von drei Treibern begleitet werden müssen . Das Treiben größerer
Schafpartien in den Bezirken X bis XIX ist nur zur Nachtzeit , d. i. von
10 Uhr nachts bis 5 Uhr früh gestaltet.

8 ii.
Der Abtrieb vom Wiener Central - Viehmarkte ist nur während der im

8 2 festgesetzten Zeit gestattet , und darf der Trieb selbst nur auf den im Z 7
bezeichneten Wegen , welche erst behufs Erreichung des Bestimmungsortes ver¬
lassen weiden dürfen , erfolgen.

S ch l u s s b c st i m in u u g e n.
8 12.

Die Überwachung der genauen Einhaltung dieser Viehtriebordnung wird
durch die Organe des Veterinäramtes , des Marktamtes und der k. k. Sicher-
hcitswache geübt.

Zu diesem Zwecke werden diese Organe an Markttagen die vorgeschriebenen
Viebtriebsrouten begehen , vorkommcuden Falles die entsprechenden Verfügungen
treffen und Übertretungen dieser Viehtriebordnung zur Strafamtshandlung
anzeigen.

8 13.
Übertretungen dieser Viehtriebordnung werden auf Gcnnd des Z 100

des Gemeindestatukes für Wien mit Geldstrafen bis zu 400 X oder mit
Arreststrafen bis zu 14 Tagen bestraft.

8 14-
Diese Bestimmungen treten sofort in Kraft.

8 15.
Gleichzeitig werden alle früheren den Viehtrieb betreffenden Kund¬

machungen vom 22 . April 1893 , Z . 31839 . vom 23 . März 1900 , Z . 17803,
vom 8 . August 1900 , Z . 58186 , vom 14 . December 1900 , Z . 119178 , außer
Wirksamkeit gesetzt.

24 .
Einschaltung der Mühleuthal 'scheu Gasdruck-
Regulatoren ( Gasspar -Apparate ) „Haarscharf".

Erlass der k. k. n.-ö. Statthallerei vom l . April 1901,
Z . 24417 (M .-Z . 27957/XIV ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat in Erledigung des Necurses der
Gemeinde Wien gegen meinen Erlass vom 13 . October 1900 , Z . 88370,
betreffend die Einbauung der Gasapparate der Firma Mühlcnthal L Comp.
„Haarscharf " in die Hausleitungen Wiens und die Sistierung einer bezüglichen
Magistratskundmachung , mit dem Erlaße vom 14 . März 1901 , Z . 42929 er 1900,
diesen angefochtenen hierortigen Erlass behoben , weil die vom Wiener Magistrate
als politischer Behörde I . Instanz erlassenen Verfügungen zwar der im Z 104
des Gemeindestatutes vorgesehenen Anfechtung im Jnstanzenzuge , eventuell,

wenn sie in Gewerbesachen erflossen sind — der im Z 146 , Absatz 2 der Gewerbe¬
ordnung festgesetzten Überprüfung durch die Oberbehörde unterliegen , die Aus¬
führung solcher Verfügungen jedoch nicht auf Grund des nach ß 107 des
Gemeindestatutes dem Statthalter zustehenden Aufsichtsrechtes untersagt
werden kann.

Zu dieser Entscheidung bestimmte das Ministerium des Innern die Er¬
wägung , dass unter den im H 107 des Wiener Gemeindestatutes bezeichneten
Verfügungen nur jene verstanden werden können , welche im selbständigen
Wirkungskreise der Gemeinde getroffen wurden . Dies folge zunächst aus dem
verwaliungsrechtlichen Begriffe der Staatsaufsicht gegenüber Gemeinden und
erhelle auch ans dem Wiener Gemeindcstaiute selbst, indem die Vorschriften
Uber das Sistierungsrecht des Statthalters iu dem vierten „ von der Übel .' -
wachung der Gemeinde " handelnden Abschnitte des Statutes Aufnahme gefunden
haben , und der zweite Absatz des ß 107 der Gemeinde ein Necursrecht gegen
derlei Verfügungen des Statthalters einräuml , womit wohl sicherlich ein
Necursrecht dcr Unterbehörde gegen Entscheidungen der Oberbehörde nicht
statuiert werden wollte.

Mit Rücksicht auf vorstehende Entscheidung des k. k. Ministeriums des
Innern findet nunmehr die k. k. Statthalterei in ihrem Wirkungskreise als die
dem Wiener Magistrate als politischer Behörde Vorgesetzte Oberbehördc , sowie
in inslanzmiißiger Erledigung des seinerzeit im Gegenstände eingebrachten Statt-
Halterei -Necurses dcr Firma Mühlenthal L Comp , in Wien die vom Wiener
Magistrate als Gewerbebehörde I . Instanz am 15 . September 1900 unter
Z . 100484 , erlassene und öffentlich knndgemachte Vorschrift für die Einschaltung
der Gasdruckcegulatoren „ Haarscharf " der genannten Firma in die Gasleitungen
in Wien als ungesetzlich aufznheben.

Gründe:
Für die Ausführung von Gasrvhrleitungen und Beleuchtungsanlagen

ist nach dcr Ministerial -Verordnung vom 9 . Mai 1875 , R .-G .-Bl . 76 , das
mit eben derselben Verordnung knndgemachte Regulativ maßgebend.

Durch die in diesem Regulativ enthaltene genaue Umschreibung der den
Gewerbebehörden I . Instanz obliegenden Aufsichtspflicht erscheint mittelbar jede
Competenz dieser Behörde zu generellen Anordnungen im Gegenstände aus¬
geschlossen.

Dies ergibt sich auch aus der in erwähntem Regulativ enthaltenen Schluss-
bemerkung , nach deren ganzen Fassung etwaige Änderungen des Regulativs
als den belheiligten Ministerien Vorbehalten erachtet werden müssen , also von
den Gewerbebehördeu I . Instanz giltig gewiss nicht verfügt werden können.

Es darf demnach über die Zulässigkeit der Einbauung der iu Rede
stehenden Regulatoren , welche mit Rücksicht ans H 25 des mehrerwähnteu
Regulativs zu den durch dasselbe vorgesehenen Einrichtungen zweifellos gehören,
seitens der Gewerbebehörden I . Instanz nur in Handhabung und im Rahmen
der in der bezogenen Ministerial -Verordnung vorgeschriebenen Aufsichtspflicht,
also nur nach Beschaffenheit des jeweiligen concreten Fall .s einer derlei Ein-
bauung , nicht aber , wie es mit der behobenen Magistratsvorschrift geschehen
ist, mittels generalisierender Anordnungen aberkannt werden.

Der im Gasregulativ den G -werbebehördenI . Instanz zugewieseneWirkungs-
kreis hat in den durch dasselbe geregelten Angelegenheiten eine Erweiterung im
Sinne eines Rechtes zur Erlassung genereller Vorschriften bisher nicht erfahren;
insbesondere die Gewerbeordnung normiert ein solches Recht nicht ; die Com¬
petenz der politischen Behörden zu gewerbepolizeilichen Regelungen im Sinne
des ß 54 , Alinea 2 dieses Gesetzes bezieht sich nur auf die dort taxativ aus¬
gezählten Gewerbe , kann daher gegenüber Gasinstallationsarbeiten nicht zur
Anwendung kommen.

Wenn also seitens des Wiener Magistrates als politischer Behörde
gleichwohl mit der Erlassung generalisierender Vorschriften hinsichtlich der
erwähnten Sparapparate vorgegangen wurde , so hat derselbe eben dadurch
seinen Wirkungskreis überschritten , und gegen Z 54 , Alinea 2 der Gewerbe¬
ordnung verstoßen , und musste schon aus diesem Grunde die beanständete
Vorschrift als ungesetzlich aufgehoben werden.

Diese Vorschrift erscheint übrigens auch deshalb ungesetzlich , weil sie auch
Normen über nicht nach öffentlich rechtlichen Grundsätzen zu beurtheilende
Fragen , so zum Beispiel über die Frage ausstellt , wer die mit der Einbauung
der Apparate verbundenen Kosten zu tragen hat ; weiters weil sie Arbeiten,
welche von den hiezu befugten Gewerbetreibenden über Bestellung überall ver¬
richtet werden dürfen , den Organen der das Gas liefernden Unternehmung
vorbehält , also dem Z 41 der Gewerbeordnung widerstreitet und die befugten
Installateure an der Ausübung ihrer Befugnis in unzulässiger Weise behindert.

Gegen vorstehende hierortige Entscheidung ist der innerhalb der Frist von
vier Wochen , von den der Zustellung folgenden Tage an gerechnet beim Wiener
Magistrate einzubringende Recurs an das k. k. Ministerium des Innern , jedoch
ohne ausschiebende Wirkung zulässig.

(Vergleiche Amtsblatt Nr . 78 „ Gesetze rc. " IX , 24 spnA . 81j und Amts¬
blatt dir . 87 „ Gesetze rc ." X, 15 sp-rx . 88j >.

25 .
Hi, »tanHaltung des Missbrauches mit Hebammeu-

Diplomen.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthaltern vom 8. April 1901,

Z . 29020 (M .-Z . 29419/VI1I ) :
Da es vorgekommen ist, dass eine verehelichte Hebamme , welcher infolge

gerichtlicher Vcrurtheilnng wegen Verbrechens die Praxisberechtigung entzogen
worden war , das auf ihren früheren Familiennamen lautende Diplom jedoch
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nicht abgenommen werden konnte , nach einiger Zeit unter Vorweisung des¬
selben anderwärts die Hebammenpraxis anznmelden versuchte , wird zufolge
Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 20 . März 1901 , Z . 4674,
angeordnet , dass in der jeweiligen Verständigung der politischen Behörden
über die erfolgte Entziehung der Praxisberechtigung einer Hebamme nicht nur
der Name derselben , den sie zur Zeit der Vernrtheilung und Praxisentziehung
führte , sondern auch der Name , auf welchen das Hebammen -Diplom derselben
lautete , nebst dem Dalum des letzteren anzugeben ist.

Hievon werden die k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener Magistrat,
di - magistratischen Bezirksämter in Wien , die Stadträthe in Wr .-Neustadt und
Waidhofen an der Ddbs und die k. k. Polizei -Direction in Wien in Kenntnis
gesetzt.

Die Beilage des Berichtes vom 25 . Jänner 1091 , Z . 81065 folgt zurück.

2«.
Hausicrverbot für das Gebiet der Stadt Eisenstadt

(Comitat Ödenburg ) in Ungarn.
Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 12 . April

1901 , Z . 28913 (M .-Z . 30222/XVIII ) :
Laut Mittheilung des königlich ungarischen Handelsministeriums vom

21 . Februar 1901 , Z . 4356 , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf
dem Gebiete der Stadl Etsenstadt (Comitat Ödenburg ) unter Aufrechthaltung
der im 8 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in diesen Paragraphen
ergänzenden nachträglichen Verordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden
gewährten Rechte verboten.

Hievon werden über Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom
21 . März 1901 , Z . 9130 , alle k. k. Bezirkshauptmannschaslen , der Wiener
Magistrat und sämmtliche magistratischen Bezirksämter , die Stadträthe Wiener
Neustadt und Waidhofen a . d. Dbbs und die n .-L. Handels - und Gewcrbc-
kammer in Kenntnis gesetzt.

27 .
Hansiervcrbot für das Gebiet der Gemeinde Bistritz

(Comitat Bistritz Naszod ) .
Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalters vom 12 . April

1901 , Z . 28595 (M .-Z . 30620/XVIII ) :
Laut Mittheilnng des königlich ungarischen Handelsministeriums vom

6 . Februar 1901 , Z . 2727 , wurde die Ausübung des Hausierhandels im
Gebiete der Gemeinde Bistritz , Comitat Bistritz -Naszod , unter Anfrechthaltung
des im ß 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in deu diesen Paragraphen
ergänzenden nachträglichen Verordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden
gewährten Rechte verboten.

Hievon werden über Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom
20 . März 1901 , Z . 9478 , alle k. k. Bezirkshanptmannschaften , der Wiener
Magistrat und sämmtliche magistratischen Bezirksämter , die Stadträthe in
Wr .-Neustadt und Waidhofen an der Dbbs und die n .- ö. Handels - und Ge-
werbckammer in Kenntnis gesetzt.

28 .
Öffentliche Sammlungen.

Die k. k. n .-L. Statthalterci hat mit dem Erlasse vom 8 . März 1901,
Z . 19946 , dem St . Antonins - Ashlvereine  in Wien die Bewilligung
erlheilt , zu Vcreinszwecken im Jahre 1901 im Kronlande Niederösterreich mit
Ausschluss des Stadtgebietes von Wiener - Neustadt bei bekannten Wohlthätern,
also mit Ausschluss des Sammelns von Haus zu Haus und bei öffentlichen
Ämtern und Behörden eine Sammlung milder Spenden veranstalten zu
dürfen.

Bezüglich der Ausnahme des Stadtgebietes Wiener -Neustadt wird be¬
merkt , dass sich die k. k. Statthalterei über Antrag des Stadtrathes von
Wiener -Neustadt veranlasst gesehen hat , diesen Stadtbezirk , dessen Bewohner
durch Spenden für locale , kulturelle und humanitäre Zwecke derzeit vollauf
in Anspruch genommen werden , bis auf weiteres bei Enheilung von
Sammelbewilligungen ausznuehmen.

Zur Durchführung der Sammlung darf nur eine Person bestellt
werden , die der k. k. Polizei -Direction behufs Vidierung des auf deren
Namen lautenden und mit deren Personsbeschreibung versehenen Sammlungs-
Certificates namhaft zu machen ist. (M .-Z . 19722/III .)

II. UlMmüivbkstimmmllM.
ZllaMmI:

2S.
Einhebnttg rückständiger Beiträge genossenschaftlicher

Kraukencassen im gerichtlichen Execntiouswege.
Erlass des Magistrats -Dircctors Pr eher  vom 21 . Februar

1901 , M .-Z . 46 er 1901/XV1II:
Vom magistratischen Bezirksamte für deu XV1I1 . Gemciudebezirk wurde

eine Entscheidung darüber angeregt:

1 . ob die genossenschaftlichen Kraukencassen berechtigt sind , rückständige
Krankencassenbeiträge unter vollständiger Umgangnahme von dem Politischen
Einhebnngsverfahren ohneweiteres im gerichtlichen Wege eiuznheve »,?und

2. ob und unter welchen Modalitäten und Cautelen die politischen Be¬
hörden verpflichtet sind , den von den genossenschaftlichen Kraukencassen vor¬
gelegten Nückstandsansweisen auch ohne vorausgeganqenes volitiswes Exe-
cutionsverfahren zum Zwecke der gerichtlichen Einhebung die Vollstreckbarkeus-
clansel beizusetzcn.

Hierüber wird dem magistratischen Bezirksamte unter Verweisung auf den
in Abschrift mitfolgenden Plenissimar -B -schluss des k. k. obersten Gerichtshofes vom
7 . November 1899 , Z . 486 , Judicalenbuch Nr . 144 eröffnet , dass nach Ansicht
des Magistrates die genossenschaftlichen Gehilfen -Kraukencassen auch ans dem
Grunde berechtigt sind, rückständige Krankencassenbeilräge unter Umgangnahm:
von dem politischen Einhebnngsverfahren im gerichtlichen Execulionswege ein-
znhebcn , weil nach 8 121 , Alinea 10 der Gewerbeordnung diese Beiträge im
Verwaltungswege eingehoben werden können,  und aus dieser Textierung nicht
gefolgert werden kann , dass sie im Verwaltungswege eingetrieben werden
m lis scn.

Was die zweite Frage betrifft , so ist dem erwähutnn Judicate zu ent¬
nehmen , dass die Rllckstandsausweise der genossenschaftlichen Kraukencassen,
um gerichtlich execulionsfähig zu sein mit der Rechtskraftclausel der poli¬
tischen Behörde versehen sein müssen , ferner , dass die politische Behörde vor
Beisetzung dieser Clausel zu prüsen hat , ob die Forderung liquid ist u „ d
endlich , dass den genossenschaftlichen Krankencassen thatsächlich die Wahl frei steht,
ob sie einen Beitragsrückstand im politischen oder im gerichtlichen Execntions-
wege eintreiben wollen.

Nachdem aber die Wahl der gerichtlichen Execution nur unter Mit¬
wirkung der politischen Behörde wirksam werden kann , ergibt sich, dass die
politische Behörde die Beisetzung der Vollstreckungsclausel im Falle der Vorlage
entsprechender Ausweise und , wie schon erwähnt , nach voranSgegangencr
Prüfung der Liquidität der Forderung wohl nicht verweigern kann.

3 «.
Stellungnahme des Magistrates zur Frage der
gewerbebehördliche » Bewilligung einer beabsichtigten
Zwangsverwaltung oder Verpachtung von eonces-

sionierten Gewerbe » .
Über Anfrage eines magistratischen Bezirksamtes , betreffend die Stellung¬

nahme des Wiener Magistrates zur Frage der gewerbebehördlichen Bewilligung
einer beabsichtigten Zwangsverwaltung oder -Verpachtung von concessionierlen
Gewerben hat der Magistrat in der Seuatssitzung vom 14 . März 1901
aä M .-Z . 18489/XVIl nachstehenden Beschluss gefasst:

1 . Gegen die Pfändung einer Gewerbeberechtigung gemäß 8 331 E .-O.
und die Verwertung des Pfandrechtes gemäß ß 340 und 8 341 E .-O . durch
Zwangsverwaltung oder Zwangsverpachtung wird von Seite des Magistrates
als Gewerbebehörde keine principielle Einwendung erhoben.

2 . Falls es sich um die Bewilligung der Zwangsverwaltung oder Zwangs¬
verpachtung von Gewerbe -Concessiouen des 8 15 G .-O . handelt , hat das
magistratische Bezirksamt als Gewerbebehörde die Eignung der in Vorschlag
gebrachten Person des Stellvertreters oder Pächters zu prüfen und die Stell¬
vertretung beziehungsweise Verpachtung bei dem Mangel eines in der Person
gelegenen Abweisungsgrnndes zu genehmigen.

3 . Falls es sich nm die beabsichtigte Zwangsverwaltung oder -Verpachtung
von Gast - und Schankgewerbe -Concessionen (8 16 G .-O .) handelt , ist der
Magistrat der Anschauung , dass in dem privalrecytlichen Interesse der Gläubiger
des Concessionsinhabers kein genügend wichtiger Grund ( im Sinne des
8 19 G .-O .) zur Bewilligung derselben gefunden werden kann.

4 . Bei beabsichtigter Zwangsverwaltung oder -Verpachtung der im
8 341 , Alinea 1, bezeichneten , von der Execution eventuell ausgenommeneu
Gewerbe hat das magistratische Beziiksamt , falls das Execulionsgerichl nm
die gewcrbebehördliche Genehmigung e>sucht, dieses Gericht auf die etwa vor¬
handenen Gründe der Executionsbefreiung aufmerksam zu machen.

31 .

Ansuchen nm Überlassung von städtischen Lokalitäten
in Verbindung mit unentgeltlicher Benützung der
Belenchtnng beziehungsweise Beheizung sind als

Subventionen dem Gemeinderathe vorznlegen.
Erlass des Magistrats -Dircctors Preyer  vom 29. März

1901 , M .-D .-Z . 705 ox 1901 , an sämmtliche Magistrats-
Referenten :

Der Herr Bürgermeister bat angeordnet , dass in Hinkunft alle Acten,
welche die Überlassung von städtischen Lokalitäten an Vereine rc. in Ver¬
bindung mit unentgeltlicher Benützung der Beleuchtung , eventuell der Be¬
heizung , beziehungsweise , welche letzteren Umstand allein betroffen , als Sub¬
ventionen zu behandeln und daher dem Gemeinderathe vorznlegen sind.

Hiebei ist nolhwendig , dass seitens des Magistrates , beziehungsweise der
magistratischen Bezirksämter ausdrücklich angegeben wird , welcher Consum au
Gas , beziehungsweise welche Kosten der Gemeinde in den einzelnen Fällen
auflaufen.
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Weiter - ist sich bei Behandlung derartiger Ansuchen die Entscheidung
des k. k. VerwaltnngSgerichlshofes vom 8 . März 1899 , Z . 1570 (abgedruckt
im magistratischen Verordnungsblatt Nr . V sx 1899 , Seite 39 ), gegenwärtig
z» halten und sind die darin ausgesprochenen EutscheidungSgründe zur Richt¬
schnur zu nehmen.

Sollte sich dessenungeachtet ein begründeter Zweifel ergeben , so ist der
Act dem Magistrats -Departement III zur Entscheidung zu übermitteln , sonst
jedoch tritt in der Zutheilung dieser Acten eine Änderung nicht ein.

Ferner bemerke ich noch , dass die Bestimmungen des Stadtralhs-
Beschlusses vom 1. Februar 1898 , Z . 974 (siehe Magistrats -Verordnungsblatt
Nr . II ex 1898 - Seite 18), betreffend die Festsetzung eines Einreichungs¬
termines für Subventionen , ans die vorliegenden Fälle keine Anwendung zu
finden haben.

Weiters hat der Gemeinderaths -Ausschuss für die städtische Gas¬
beleuchtung zufolge Beschlusses vom 16 . d. M ., Z . 1881 , den Magistrat be¬
auftragt , in Hinkunft alle jene Acten , welche sich auf die unentgeltliche Ab¬
gabe von Gas aus dem Wiener städtischen Gaswerke oder auf die Abgabe
von Gas zu ermäßigtem Preise an Private , Humanitätsanstalten rc. beziehen,
vor ihrer Erledigung , beziehungsweise vor der Vorlage an den Stadtrath
vorher dem Gemeinde ! aths -Ausschufse für die städtische Gasbeleuchtung vor-
znlegen.

Dies gilt somit nur für jene Fälle , wo die Abgabe von Gas ans Kosten
der Firma „ Gemeinde Wien — städtische Gaswerke " stattfindet.

Hievon setze ich Euer Wohlgeboren zur Danachachtung in Kenntnis.

32.
Alle Gesuche , welche Ausnahmen von der allge
meinen Borschrist über die Wasscrabgabe bezwecken,
sind dem Magistrats Departement HII vorznlegen.

Erlass des Magistrats -Dircctors Preyer  vom 29. März
1901, M .-Z . 841,VII:

Einzelne Bezirksämter haben Gesuche von Häuscigcnthümcrn um Ge¬
stattung des Revirements bei Berechnung der Wassergebüren mit Umgehung
des Magistrates direct dem Stadtrathe vorgelegt.

In einzelnen dieser Anträge erscheint dem bisher eingehaltenen Grund¬
sätze, dass Realitäten , für welche das Revirement bewilligt werden soll , baulich
ein Ganzes bilden müssen , keine Rechnung getragen , und wird auch hiebei auf
gegentheilige Verhältnisse nicht deutlich genug hingewiesen , nm solche, den
Interessen der Gemeinde nicht günstige Erleichterungen bei Bezahlung der
Wassergebüren hiutanzuhalten

Nachdem alle Agenden , welche eine allgemeine oder speciell auf einen
Fall beschränkte Abänderung der Bestimmungen der Kundmachung über die
Wasserabgabe betreffen , nicht in den Wirkungskreis der Bezirksämter fallen,
sondern im Interesse der Gemeinde central und gleichmäßig behandelt werden
müssen , wird das magistratische Bezirksamt beauftragt , alle Gesuche um Ge¬
währung von Revirements , sowie überhaupt Gesuche , welche Ausnahmen von
der allgemeinen Vorschrift über die Wasserabgabe bezwecken, dem Magistrats-
Departement VII (I ., Wipplingerstraße 8 , Altes Rathhaus ) zur kompetenten
Erledigung abzutreten.

33.
Zuweisung der Wasserrechts -Augelegeuheiien au das
Magistrats -Departement für Canalisiernngeu (XIXb).

Erlass des Bürgermeisters Dr . Lueger  vom 13. April
1901, M .-D .-Z. 907:

Ich habe mich bestimmt gefunden , die bisher von Magistratsrath Dr.
Krona Wetter , beziehungsweise vom Magistrats - Departement XV dnrch-
geführten Wasserrechts -Angelegenheiten (einschließlich der Führung des Waffer-
buches ) dem Magistrats -Departement XIX b zuzuweisen , welches in Hinkunft
dementsprechend die Bezeichnung zu führen hat : „ Magistrats -Departement
XIX b für Kanalisierungen und Wafferrechls -Angelegenheiten " .

Die Verfügung hat sofort in Kraft zn treten und es sind daher die
sammtlichen einschlägigen Acten , Behelfe u . s. w . unverzüglich vom Magistrats-
Departement XV dem Magistrats -Departement XIX b zur weiteren Amts¬
handlung abzutreten.

Ich behalte mir übrigens vor , wegen Decentralisierung der Behandlung
bestimmter wasserrechtlicher Angelegenheiten weitere Verfügungen zu treffen.

Hievon setze ich Sie , Herr Bezirksamtsleiter , zur Danachachtung inKenntnis.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Laudes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

LSOL publicierten Gesetze und Verordnungen.
H.. Rcichsgeschblatt.

Nr . 28 . Verordnung des Finanzministeriums vom
16 . März 1901 , betreffend die Schlusseinheiten der an den in¬

ländischen Börsen (Wien , Prag und Triest ) notierten Effecten als Grundlage
für die Bemessung der Effectenumsatzsteuer.

Nr . 29 . Kundmachung des Eisenbahnminlsteriums
vom 12 . März 190 l , betreffend die Liste der Eisenbahnstrecken, ans
welche das internationale Übereinkommen Uber den Eisenbahufrachtverkehr vom
14 . October 1890 , R .-G .-Bl . Nr . 186 ex 1892 , Anwendung findet.

Nr . 3V . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 13 . März 1901 , betreffend die Fest¬
setzung des Tarasatzes sür Papier der T . Nr . 191 und 192 in Stößen mit
Schutzbrettern.

Nr . 31 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 13 . März 1901 , betreffend die Zoll¬
behandlung von Maschinen , Apparaten , Instrumenten und sonstigen Vor¬
richtungen für elektrische Zwecke.

Nr . 32 . Kuudiuachnng des Handelsministeriums
Vom 27 . März 1901 , betreffend die Errichtu ng einer Permanenz-
Commission für die Handelswerte der Zwischenverkehrsstatiflik im Handelsmini¬
sterium.

Nr . 33 . Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Handels und des Ackerbaues vom 28 . März 1901,
betreffend die Nachweisung des Ursprunges von serbischem Getreide bei der
Einfuhr in das österreichisch-ungarische Zollgebiet.

Nr . 34 . Verordnung des Justizministeriums im
Einvernehmen nnt den Ministerien des Innern und
der Finanzen vom 20 . März 1901 , betreffend die Ein¬
führung eines neuen Tarifes für die Gebüren der gerichtsärztlichen Sachver¬
ständigen im Strafverfahren.

Nr . 35 . Verordnung des Handelsministeriums im
Einvernehmen  mit dem Finanzministerium vom
11 . März 1901 , betreffend die Gebären der Beamten des arbeits-
statistischcn Amtes bei deren dienstlicher Verwendung außerhalb des Amts¬
gebäudes.

Nr . 36 . Verordnung der Ministerien des Innern
und des Handels vom 2 . April 1901 , womit die Ver¬
wendung ungenießbarer Gegenstände für Esswaren , sowie das Verkaufen und
Feilhalten solcher mit ungenießbaren Gegenständen versehener Esswaren ver¬
boten wird.

Nr . 37 . Erlass des Ministeriums für Cnltns und
Unterricht vom 13 . April 1901 , betreffend die Verleihung des
Promotionsrechtes an die technischen Hochschulen der im Reichsrathe ver¬
tretenen Königreiche und Länder.

Nr . 38 . Verordnung des Ministers für Cnltns
und Unterricht vom 13 . April 1901 , womit eine Nigoroseu-
ordnung für die technischen Hochschulen der im Reichsrathe vertretenen König¬
reiche und Länder erlaffen wird.

Nr . 39 . Verordnung des Gesammtministeriums
vom 15 . April 1901 , womit diek. u. k. Consularämter in Balona,
Prisren und Bagdad zur vollen Ausübung des Nichteramtes ermächtigt und
die hiefür maßgebenden Rechtsnormen bestimmt werden.

L. Landesgclkhblatt.
Nr . 15 . Kundmachung des k. k. Statthalters im

Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
26 . März 1901 , A. 26464 , betreffend die der Gemeinde Mödling
erthcilte Bewilligung zur Einhebnng von Caualeinmündungsgebüren.

Nr . 16 . Kundmachung des k. k. Statthalters ini
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
2 . April 1901 , A. 27840 , über eine Änderung des Statutes der
Arbeiter -Unfallversicherungsanstalt für Niedcröstcrreich in Wien.

Nr . 17 . Kundmachung des k. k. uicderöster-
reichischen Landesschnlrathcs vom 10 . April 1901,
Z . 4222/K, . 8 . II ., betreffend Änderungen in der territorialen Eiu-
theilung der Schulbezirke des Erzherzogthumes Österreich unter der Enns
anlässlich der Errichtung einer Bezirkshauptmannschaft in Unter -Gänserndorf.
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